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Industriearbeiterinnen in der deutschen Kriegswirtschaft 
1936 bis 1944/45 

von Rüdiger Hachtmann 

Das NS-Regime und seine Repräsentanten erwiesen sich im Hinblick auf die 
industrielle Frauenerwerbstätigkeit als „Modernisierer wider Willen". Der 
vielbenutzte und meist wenig aussagekräftige Terminus „Modernisierung" 
wird dabei im folgenden auf die einfache Formel reduziert: Entwicklung der 
vorgefundenen Wirtschafts- und Gesellschaftsverhältnisse hin zur entfalteten 
kapitalistischen Industriegesellschaft, wie wir sie heute z. B. in der Bundesre-
publik Deutschland vorfinden. Das „Dritte Reich" wird in diesem Zusam-
menhang als eine Art „Übergangsgesellschaft" verstanden, in der in der 
Weimarer Republik in Ansätzen zwar vorhandene, jedoch noch nicht voll ent-
faltete Formen entwickelter industriekapitalistischer Produktion und Rollen-
zuweisungen in innerbetrieblicher und überbetrieblicher Hinsicht entfesselt 
sowie vor- bzw. frühkapi talistische Mentalitäten aufgebrochen und durch uns 
heute geläufige „moderne" Wertorientierungen ersetzt wurden. „Modernisie-
rung" ist also in diesem Zusammenhang nicht positiv aufgeladen; der hier auf 
technischen, ökonomischen und sozialen „Fortschritt" reduzierte Moderni-
sierungs-Begriff wird nicht mit wachsender politischer Partizipation, Ratio-
nalität politischer Auseinandersetzung, Humanisierung usw. verknüpft, im 
Gegenteil: Gerade die Analyse der verschiedenen Aspekte der nationalsozia-
listischen Herrschaft und Gesellschaft zeigt die Ambivalenzen der „Moder-
ne" und läßt die inhumanen und „destruktiven Tendenzen der industriellen 
Klassengesellschaft" besonders scharf an die Oberfläche treten.1 
Dabei ist immer auch zu diskutieren, ob es sich bei Modernisierungstenden-
zen in dem oben definierten Sinne um einen politisch gewollten, vielleicht so-
gar gesteuerten Prozeß handelt oder um einen „naturwüchsigen", d. h. um 
einen Prozeß, der von den politischen Handlungsträgern nicht gelenkt wurde, 

1 Vgl. D. Peukert, Volksgenossen und Gemeinschaftsfrcmde, Köln 1982, S. 14ff„ 214ff. (Zitat: 
S. 15); ders„ Max Webers Diagnose der Modeme, Göttingen 1989, S. 82. Daß der De griff „Mo-
dernisierung" im Hinblick auf die NS-Zeit im Grunde genommen fehl am Platze ist- vor allem 
weil der Rassismus als handlungsbestimmendes Moment unberücksichtigt bleibt und eine säu-
berlich separierte Betrachtung der einzelnen sozialen und ökonomischen Ebenen (die die Ver-
wendung des Begriffes „Modernisierung" häufig tatsächlich nahelegt) letztlich zu einer Relati-
vierung und Verharmlosung des NS-Regimes und der nationalsozialistischen Verbrechen füh-
ren kann, habe ich an anderer Stelle versucht darzulegen (vgl. R. Hachtmann, Thesen zur 
Modernisierung der Industriearbeit 1924 bis 1944, in: F. Bajohr (Hg.), Nationalsozialismus in 
Norddeutschland, Köln 1993). Das Manuskript des vorliegenden Aufsatzes wurde 1990 abge-
schlossen. Für wichtige Hinweise und anregende Kritik danke ich Gisela Bock und Ulrich Her-
bert. 
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Industriearbeiterinnen in der deutschen Krie~"1irhch;ift llJ.1(> bi, 194.J·.\'\ :rn 

sondern aus der vorgefundenen ökonomischen Struktur resultierte (und 
durch sclbstgesetzte politi~che „Sachzwiinge'" wie massive Aufrüstung ggf 
noch forciert wurde). „ModernisierungsprOlcssc" können sich unter Um-
stiinden gegen den erkliirtcn Willen (Politikverstiindnis und Ideologie) der hi-
storischen Akteure „naturwüchsig" durchsetzen. Dies scheint mir rür die illl 
folgenden diskutierten Aspekte industrieller Erwerbstiitigkeit bei den politi-
schen Funktionstriigern 2 der Fall zu sein: Die führenden f{cpriisentanten des 
NS-Regimes handelten weit weniger rational, als dies die Ergebnisse der von 
ihnen initiierten und hier diskutierten Prozesse vielleicht nahelegen. Eine letz-
te Vorbemerkung: Wenn ich für die industrielle Frauenarbeit wiihrend der 
NS-Zeit eine „Modernisierung wider Willen" behaupte - und dies illl folgen-
den zu belegen suche-, dann sollte dies keinesfalls aul'siimtliche Modernisie-
rungsprozesse, die im industriellen Bereich wiihrend des „Dritten Reiches" 
stattgefunden haben, verallgemeinert werden: So wurde beispielsweise der 
mit dem (gleichfalls unscharfen) Be grill „Ra tionalisierungshe\\egung" beleg-
te Vorgang fertigungstechnischer und arbeitsorganisatnrischer „Modernisie-
rung" der Einzelbetriebe (Einführung, Ausweitung und Perfck tionierung von 
Fließfertigung, R EFA-Vcrfahrcn, /\rbeitsbcwert ungssysternen) volll NS-Re-
gime nicht nur toleriert, sondern durch die Bereitstellung verbesserter Rah-
menbedingungen bewußt forciert' - nicht zuletzt wegen der dis1iplinieren-
den und sozialintegrativen Wirkungen, die von der „Rationalisierung" aus-
gingen. 
Im vorliegenden Aufsatz werden illl ersten Teil verschiedene /\spek te der 
Durchsetzung „moderner·' Strukturen industrieller Frauenarbeit, \Yie wir sie 
seit den fünfziger Jahren etwa in der BR[) kennen, unter der Fragestellung 
genauer untersucht werden, inwieweit sie schon 103<1 bis llJ45 /ur Entraltung 
gelangten. Das Jahr 1036 markiert insofern den Beginn der „Kriegswirt-
schaft", als bereits mit der Verkündung des „Vierjahresplanes" die l'orcierte 
Aufrüstung eingeleitet wurde ( „ Kriegswirtschart in Friedenszeiten"). Voll-
ständig auf den Krieg umgestellt wurde die deutsche Wirtschaft erst in der 
Phase Ende 1941 (Schlacht um Moskau, Kriegseintritt der US/\) bis /\nfong 
1943 (Stalingrad). 
Im zweiten Teil soll dann die „Widerwilligkeit" der \\'ichtigsten Repriisentan-
ten des NS-Regimes, Frauen in das indu~trielle Lr\\'crbslcben zu integrieren, 
anhand der nationalsozialistischen „/\rbeitseinsatz"-Politik vor allem ab 

2 Darzustellen, inwieweit dies auch fiir „wirhch;11'tlichc h1nktio11,triigcr" 1utrifft. 1\Ürdc· hier 
zu weit führen. In der ·rcndenz gilt: lndu·;tridk Funktiomtriigcr 1\;m:n rnn der dill11'cn. in-
haltlich nicht sehr konsistenten NS-Idcolo~·ic meist weni!! beeindruckt: ,je 'uchten sie l'unktio-
nal für ihre ökonomischen Interessen zu 11ut1e11. also 1. B. die sich wiilnend der t\1eitc11 Kricgs-
hiilftc herausbildende rassistische Segmentierung 1ur \\ irk ung,rnllercn Kontrolle und Beherr-
schung der Belegschaften rn instrumentalisieren. 

3 Vgl. hierzu: R. llachtmann. Industriearbeit im Dritten Reich. l l11tcrsucl11111gc111u den Lohn-
und Arbeitsbedingungen in Deutschland 19.1.1 bi' 1'!4\ (Jiittingen l'l~'J. i1hhe,011dcrc 
S. 54-89, 161-22J 

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.821

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



334 Rüdiger Hachtmann 

1939 genauer betrachtet und die rassistische Dimension der hier diskutierten 
Aspekte der NS-Politik herausgearbeitet werden. Es sind dabei vor allem zwei 
Ebenen von Rassismus anzusprechen: Zum einen geht es um die Spaltung und 
Hierarchisierung der weiblichen wie männlichen Industriearbeiterschaft 
nach rassistischen Kriterien, konkret: die Diskriminierung „fremdvölki-
schcr" Arbeiterinnen, insbesondere der sogenannten Ostarbeiterinnen ge-
genüber deutschen Frauen. Die zweite Ebene rassistischen Denkens und 
Handelns soll hier als „Binnenrassismus" gekennzeichnet werden: Gemeint 
sind damit die Bestrebungen, (in Anknüpfung an die traditionelle Eugenik) 
innerhalb der „arischen Herrenrasse" „minderwertiges Erbgut" „auszumer-
zen". Wichtig ist dabei die für die NS-Herrschaft typische Prämisse, daß non-
konformes Sozialverhalten erblich bedingt sei. Dieser Aspekt, der auch für 
die Verhaltensmuster der Industriearbeiterinnen von erheblicher Bedeutung 
war (insbesondere: Einschüchterung), kann im Rahmen des vorliegenden 
Aufsatzes nur gestreift werden. 

!. Elemente der „Modernisierung" industrieller Frauenarbeit 1936 bis 1944145. 
Seit Ende des 19. Jahrhunderts bis 1939 stieg der Anteil der Frauen, die in In-
dustrie und Handwerk beschäftigt waren, kontinuierlich - und zwar sowohl 
im industriellen Durchschnitt als auch in den einzelnen Industriezweigen.4 

Durch die „Doppelverdiener-Kampagne", die Modalitäten der Gewährung 
von Ehestandsdarlehen und andere Maßnahmen des NS-Regimes während 
der Jahre 1933 bis 1936, Frauen aus dem industriellen Erwerbsleben zu ver-
drängen, wurde dieser langfristige Prozeß nicht unterbrochen. Zwar sank in 
den ersten vier Jahren der nationalsozialistischen Herrschaft im industriellen 
Durchschnitt der Anteil der Industriearbeiterinnen; dies lag in erster Linie 
damn, daß vor allem die rüstungsrelevanten, „männerdominierten" Zweige 
expandierten und hier vermehrt Arbeitskräfte eingestellt wurden, während 
die Konsumgüterindustrie, in der traditionell der Frauenanteil besonders 
hoch lag, aufgrund des Primats der Aufrüstung und Autarkiepolitik künstlich 
eingeschnürt wurde. Aus dem gleichen Grund fiel ab 1936 das Wachstum des 
Anteils der Frauen an der Industriearbeiterschaft für die gesamte Industrie 
deutlich geringer aus als in den einzelnen Branchen. Der hohe Anteil von 
Frauen 1933 war im übrigen krisenbedingt: Wiihrend der großen Depression 
1929 bis 1933 wurden auffällig weniger Frauen als Männer entlassen; zudem 
war die Konsumgüterindustrie mit ihrem hohen Frauenanteil von der Krise 

4 Der Anteil der erwerbstätigen Frauen stieg zwischen 1882 und 1939 z. B. in der Elektroindu-
strie, einschließlich Feinmechanik und Optik, von 4,7% auf 30,2 'Yo (1925: 24,4 'Y,,), im Maschi-
nen-, Apparate und Fahrzeugbau von 0,9°/i, auf9,9% (1925: 6,3%), in der Chemieindustrie von 
14,2% auf 26,7% (1925: 23,9%) und selbst in der Metallerzeugung von 2,7% auf 6,7''/o (1925: 
4,3 %). Eine vergleichbare Entwicklung nahmen auch die verschiedenen Zweige der Konsum-
güterindustrie, nur daß hier die Ausgangszahlen höher lagen. Der hier nur grob skizzierte 
Trend galt für Arbeiterinnen und weibliche Angestellte gleichermaßen (vgl. A. Willms-Hcrgct, 
Frauenarbeit. Zur Integration der Frauen in den Arbeitsmarkt, Frankfurt 1985, S. 141). 
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nicht so betroffen wie die Produktionsgütcrindustrie. Der leichte relative 
Rückgang der Frauenbeschiif'tigung ab 19.\.\ stellt insoii..'rn nur die ,Jkrcini-
gung kriscnbcdingter Entwicklungen" dar.'' Absolut erhöhte sich 1wische11 
1933 und 1936 die Zahl der beschiiftigten Industriearbeiterinnen sogar be-
triichtlich - von 1205000 auf 1 5..+9000, also um 2X,'.\''.!:,. Nur \\'ar das Wachs-
tum der Beschiif'tigung bei dem münnlichen Teil der lndustriearbciterschart 
wiihrend des gleichen Zeitraumes mit (12A ''." wescnt lieh griilkr. l n den beiden 
Folgejahren wuchs die Zahl der Industricarhcitcrinncn um ziemlich genau 
200000 oder 19,2'Y,, und dalllit (relativ) etwa-. stiirkcr ;ds die der miinnlichcn 
Arbeiter (16,l %)."Nach Kriegsbeginn stagnierte dann jedoch der Anteil der 
deutschen Frauen (Arbeiterinnen L1I1d Angestellte) an der (icsamtarheitnch-
merschaft; auch die vollstiindigc lilllstcllung der deutschen Wirtsehal"t auf 
den Krieg vermochte diesen Trend - aus Ciründcn, die im zweiten Teil des rnr-
liegenden Aufsatzes ausführlicher thclllatisicrt werden - nicht gru11dsiit1lich 
umzukehren (vgl. Tab. 4, S . .\(1.\). 
Wenn man einen wachsenden Frauenanteil an der (iesarntheit der in der J nd u-
strie Bcschiiftigtcn als Charakteristikum entwickelter industrickapit;ili\ti-
scher Gesellschaften ansieht, kann in dieser lkzichung nicht von einer durch 
den Krieg bedingten „Mndcrnisicrung" der Bcschiiftigtenstruktur gespro-
chen werden. In anderer Hinsicht bewirkte die Kriegswirtschaft mit Blick auf 
die industrielle Erwcrbstiitigkcit von Frauen indessen ,Jvlodcrnisicrungs-
schübe". Von Bedeutung sind vor allem vier strukturelle Wandlungen: 
1. Wiihrend des Kaiserreichs und der Weimarer Republik wurde lohnabhiin-
gige Industriearbeit von Frauen im allgemeinen nur vorübergehend, bis 1ur 
Eheschließung oder dem ersten Kind, nicht jedl1ch ein ganzes (Arbcit,-)Lc-
ben lang eingegangen. Etwa mit Einsct1en des riistungskonjunkturellen Auf-
schwungs ab 1936 iinderte sich dies: lebenslange 1.olrnarbcit in der Industrie 
wurde für einen rasch wachsenden Teil crwcrbsl'iihiger Frauen zur Selhst\'er-
stiindlichkeit. Zwar lassen sich Yeriinderungen in der Da ucr der 1'.rn crb'iliitig-
keit von Industriearbeiterinnen nicht statistisch nachweisen, da entsprechen-
de Erhebungen nicht vorgenommen wurden. Ls cxisticren jL'doch 1wci Indi-
katoren, die hierüber gewissen Aul'schlul.\ geben: a) die Altersstruktur und b) 
der Familienstand von l nd ust riea rhci tcrin ncn, d ic jewci ls im /.u\a llllllL'n ha ng 
mit den Berufsziihlungen erhoben wurden. Wiihrcnd der .Jahre 1925 bi-; ll)Jl) 
kam es hinsichtlich der Altersstruktur der Industricarheitcrinncnschal"t 1u 
auffälligen Veriinderungen (Tab. !. S . .\(12): Der Anteil iilterer Industriearbei-
terinnen (über 40 Jahre) an der Cicsamt heil d:r in der l ndust riL' lohnabhiingig 
beschäftigten Frauen erhöhte sich (von !(1Jl':;, aul' 2'.\,8",11) iihnlich stark wie 
der der 25- bis 40jiihrigcn Frauen (von 2:-IJ ''." ;1 ur..+OJ ''.;,), \\iihrcnd der dcrj un-
gen Industriearbeiterinnen sich entsprechend ,·ermindcrtc. Dieser Trend gilt 

5 Ausführlicher hierzu: R. ll<1chtma1111. i\rhci1'111arld t111d ,\rhc11'1ci1 it1 Dc'll1'c"hL111d i'l..''J 111, 
!939, in: Archiv für S01ialg.cschichtc (Ai"S) .~7. i'JX7. S J<J<J IT 

6 Nach: Wirtschaft 1111d Statistik IW11St.) i'J. i'J.\'l, S . .\'ll. 
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336 Rüdiger Hachtmann 

grundsätzlich für alle Branchen. Auch die Veränderungen im Familienstand 
von 1925 bis 1939 weisen in die gleiche Richtung (Tab. 2, S. 363): Der Anteil 
verheirateter Industriearbeiterinnen verdoppelte sich fast, der der ledigen 
(und verwitweten) ging - relativ gleichmäßig in allen Branchen - entspre-
chend zurück. Es galt also in den dreißiger Jahren nicht mehr die Regel, daß 
lohnabhängige Industriearbeit von Frauen mit der Eheschließung oder dem 
ersten Kind aufgegeben wurde; beide Indikatoren weisen vielmehr auf eine 
zunehmend längere Verweildauer von Frauen in lohnabhängiger Industriear-
beit hin. 
Wie entwickelten sich Altersstruktur und Familienstand während des Krie-
ges? Die entsprechenden statistischen Angaben für die Zeit nach 1939 sind lei-
der höchst unvollständig. Der Arbeitsbucherhebung vom 5. Juli 1940 (bei der 
nicht nach Arbeiterinnen und weiblichen Angestellten differenziert wurde) ist 
immerhin zu entnehmen, daß die Altersstruktur sich in die gleiche Richtung 
wie vor 1939 veränderte: 1925 waren 54,2 °1.> aller weiblichen Angestellten und 
Arbeiterinnenjünger als 25 Jahre; bis 1939 sank dieser Prozentsatz auf 43,9 % 
und 1940 wurde für diese Altersgruppe schließlich nur ein Anteil von 41,4(% 
verzeichnet.7 Auch in den Folgejahren war der Anteil älterer Arbeiterinnen 
an den Belegschaften relativ groß.8 Der Anteil verheirateter Frauen blieb 
gleichfalls zumindest in den ersten Kriegsjahren auf hohem Niveau.9 Das 
durch die Höhe des Familienunterhalts für die Angehörigen eingezogener 
Männer veranlaßte Ausscheiden verheirateter Frauen aus dem industriellen 
Erwerbsleben seit Sept. 1939 führte allem Anschein nicht zur Umkehrung des 
oben konstatierten Trends der Zunahme des Anteils verheirateter Frauen, 
sondern höchstens zu seiner Abschwächung. Die geradezu dramatischen Ver-
änderungen von Altersstruktur und Familienstand der Industriearbeiterin-
nen 1939 gegenüber 1925/33, die sich in der Bundesrepublik während der fünf-

7 Vgl. Arbeitsbucherhebung vom 5. Juli 1940. Die Ergebnisse der Erhebung über die Arbeiter 
und AngesteJlten, bearbeitet im Reichsarbeitsministerium, o. 0. 1941, S. 54. 

8 Einzel betriebliche Zeitreihen liegen nur in AusnahmefäJlen vor; sie sind dann jedoch eindeu-
tig: Im Carlswerk Kupfer & Kabel (Köln) z. B. erhöhte sich der Anteil älterer Arbeiterinnen 
(50 Jahre und mehr) von 2,6% 1939 über 2,9% 1941auf5,0% 1943. Am stärksten wuchs in die-
sem Unternehmen das „Mittelfeld" der 30- bis 50jährigen Frauen-von 27,0% 1939 über 30,4% 
1941 auf 40,6% 1943 (vgl. M. Rüther, Arbeiterschaft in Köln 1928-1945, Köln 1990, S. 466; 
eigene Umrechnung). In Betrieben der Elektroindustrie und in Handelsunternehmen lag der 
Anteil älterer Arbeitnehmerinnen zum Teil noch höher; vgl. SD-Berichte vom 11. Febr. 1943, 
in: H. Boberach (Hg.), Meldungen aus dem Reich. Die geheimen Lage berichte des Sicherheits-
dienstes der SS 1938-1945, Herrsching 1984, S. 4789. 

9 In dem Bericht der Fabrikoberleitung der Siemens & Halske AG (S&H AG) für 1940/41 sowie 
in einem Bericht desselben Konzerns vom 25. Sept. 1942, anliißlich des Besuchs des „General-
bevoJlmächtigten für den Arbeitseinsatz" (GBA), wird davon gesprochen, daß die Hälfte aJlcr 
in diesem Unternehmen beschäftigten Frauen verheiratet gewesen sei (in: Siemens-Archiv-Ak-
ten (SAA) 15/Lc 815 bzw. 14/Lt 397). Genaue Angaben liegen weder für Siemens noch für ein-
zelne Branchen oder gar die gesamte Industrie für die Zeit ab 1939 vor. Demographische Ent-
wicklungen und verändertes Heiratsverhalten, das kann hier nur angemerkt werden, waren für 
die hier beschriebenen Prozesse lediglich von untergeordneter Bedeutung. 
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Industriearbeiterinnen in der deuhchen Krie~'" i1 hc'h:1l1 l'l 1(, hh l'Jcl-! -!:' .\."\7 

ziger und sechziger Jahre weiter fortsetzten. lassen dar:1ul' schlidkn. dal.1 seit 
Mitte der dreißiger Jahre immer mehr !·rauen immer Jünger in der Industrie 
lohnabhüngig besehiirtigt waren. Gerade i111 l linblick aul'die Lehensliinglich-
keit des Lohnarbeiterdaseins wird man von einer verstiirk ten l'roleta risierung 
der Industriearbeiterinnen für die Jahre llJ:l<l bis 1945 sprechen können - der 
im übrigen eine gewisse „Entproletarisierung" groller Teile der 111iinnlichen 
Arbeiterschaft während des Zweiten Weltkriegs entsprach: Ein rasch \\'ach-
sender Prozentsatz der Industriearbeiter wurde aus der gc\\ohnten sozialen 
Umgebung herausgerissen und (als Soldaten) in klassenunspe1il'ischc Miin-
nergemeinschaften verpflanzt. 
Die offenbar zunehmende Einbindung vnn Frauen ins Industrieproletariat 
war indessen kein freiwilliger Prozdl. sondern wurde durch die 111ateriellen 
Verhältnisse in vielen Arbeiterhaushalten gerade/lt erzwungen. Nicht nur 
während der Krise, sondern vielfach noch in den ersten Jahren nach der 
„Machtergreifung"' waren die Effektivlöhne der Miinner drastisch gesenkt 
worden. Sie reichten immer weniger aus. eine h1111ilie zu erniihren. Auch die 
seit 1934 verstärkte steuerliche Pri vi legierung verhei ra tcter. kinderreicher Ar-
beiter änderte nichts daran. dall ein großer Teil der Arbeiterfa111ilien darauf 
angewiesen war, daß zusiitzlich auch die 1'.hefrau 111it der (Wieder- )Aul'nah111e 
industrieller Erwerbstätigkeit eine weitere Linkom111ensquclle 1ur Bestrei-
tung der Familienausgaben erschloß bzw. frisch verheiratete Ehefrauen und 
junge Mütter aus finanziellen Gründen nicht aus de111 industriellen Erwerbs-
leben ausscheiden konnten. Die vor dem H intergntnd des Ar bei tskriirte111an-
gels eingefi.ihrte Modifikation der Richtlinien für die Vergabe von Lhestands-
darlehen seit Okt. 1937, nach der heiratswillige h«tuen (korrekt: deren Ehe-
männer) auch dann ein Darlehen erhielten. wenn sie weiterhin berulstiitig 
blieben, verstärkte diese Entwicklung noch. Es scheint aul.lcrdem nicht al)\\e-
gig, für die Zeit der NS-Herrschaft eine Art Flucht vieler lediger Industriear-
beiterinnen in die Ehe zu vermuten. Die Effektivverdienste vor allem der Ar-
beiterinnen in der Konsumgüterindustrie konnten selbst alleinstehende Frau-
en nicht ernähren. Die trockene. Mitte 1938 getroffene hmnulierung der 
Reichstreuhänder der Arbeit, daß in der 'kxtil- und Bekleidungsindustrie 
Schlesiens „leider viele Arbeiterinnen der gewerhsmiil.\igen Unzucht nachge-
hen, weil die Löhne zum Lebensunterhalt nicht ausreichen··.111 sagt genug 
über die Lage vieler l ndustriearbeiterinnen aus. Die Ehe bot ( trot; der im Ver-
gleich zu 1928/29 niedrigen Miinnerlöhne) i111111nhin einen gewissen Schutz 
vor solchem Elend - von der sozialen Diskriminierung. der iil lere ledige 1-'rau-
en häufig ausgesetzt waren, ganz abgesehen. 

10 Bericht der Rcichstrcuhiinder für Mai/Juni l'J.iX. in: T. W. 1'.la,on, Arhciterkl<h'e und \'olk,. 
gcmeinschaft, Opladcn 1975, S. MI ([)ok. lllX). Zur Reallohnentwicklung und 1um niedrigen 
„Lebensstandard" der lndustriearheiterschart athlührlich: R. l lacht111;mn, l.ehen,h;Iltun~,­
kostcn und Reallöhne wiihrcnd des „Dritten Reiches". in: \'icrteljahrsdnii't r1·1r So1ial- und 
Wirtschaftsgeschichte. 75. 1%8. S. :12-7:1: vgl. auL\cnk111 tkr\„ lndu'1riearheit. S. 92-111. 
[ 24-28, 154-60. 
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Wenn während des Krieges der Trend eines wachsenden Anteils verheirateter 
Frauen unter den Industriearbeiterinnen trotz des hohen Unterhalts für Fa-
milien eingezogener Arbeiter (der den materiellen Anreiz zur Aufnahme oder 
Beibehaltung industrieller Lohnarbeit bei Ehefrauen drastisch minderte) 
nicht abbrach, dann lag dies auch an der bis Anfang 1943 praktizierten Art 
der Versuche, Frauen für Industriearbeit zu rekrutieren: Von den „Arbeitsein-
satz"-Behörden erfaßt und dann mit mehr oder weniger Druck zur Wieder-
aufnahme industrieller Erwerbstätigkeit aufgefordert wurden nur Frauen, für 
die Arbeitsbücher ausgestellt waren. Dies konnten nur Frauen sein, die be-
reits vor 1939 in lohnabhängiger Arbeit gestanden hatten, d. h. im allgemei-
nen Arbeiterfrauen, die wegen Heirat oder der Geburt von Kindern indu-
strielle Tätigkeit aufgegeben hatten. 
2. Frauen stellten im Deutschen Reich zumindest seit 1929 keineswegs ein 
„flüssiges" Arbeitskräftepotential, eine Art elastischer industrieller Reserve-
armee dar, die in Phasen wirtschaftlichen Aufschwungs für industrielle Arbeit 
„abgerufen", in Phasen der Krise wieder in die Arbeitslosigkeit entlassen wur-
de. Industrielle Frauenarbeit paßte sich im Gegenteil sehr viel weniger „ela-
stisch" als männliche Industriearbeit den konjunkturellen Entwicklungen an: 
Während der Krise 1929 bis 1933 waren mehr Männer als Frauen entlassen 
worden, so daß sich in diesen Jahren der Frauenanteil an der beschäftigten 
Industriearbeiterschaft erhöhte; in der Phase konjunkturellen Aufschwungs 
ab 1934/35 wurden umgekehrt sehr viel weniger Frauen für industrielle Er-
werbstätigkeit mobilisiert als Männer. Während des Krieges schließlich, als 
„eigentlich" weibliche Arbeit vor dem Hintergrund kriegswirtschaftlicher 
Zwänge in beträchtlichem Ausmaß für die Industrie hätte „flüssig" gemacht 
~erden müssen, stagnierte der Anteil der Industriearbeiterinnen. Neben dem 
relativ konstanten Frauenanteil an der Gesamtheit der Industriearbeiter-
schaft kann auch 
3. die verstärkte Einführung von Teilzeitarbeit für Frauen als „Modernisie-
rung" im oben definierten Sinn bezeichnet werden. Von 1938 bis 1944 verrin-
gerte sich die Arbeitszeit für qualifizierte wie für unqualifizierte Arbeiterin-
nen kontinuierlich (Tab. 3, S. 364). 11 Von 1938 an, verstärkt dann seit 1940 
wurde die Einführung von Teilzeitarbeit von den für die „Arbeitseinsatz"-Po-
litik des NS-Regimes Verantwortlichen nicht nur gefordert, 12 sondern seitens 

II Seit 1941 wurden bei den Arbeitszeiterhebungen nicht nur das Sudetcnland und die in das 
„Deutsche Reich" eingegliederten „Ostgebiete" miterfaßt, sondern auch ausländische Ar-
beitskräfte, allerdings ausschließlich Ostarbeiter. Da für ausländische Arbdtskräfte die Ar-
beitszeitbestimmungen je nach nationaler Zugehörigkeit partiell bis vollstiindig suspendiert 
worden waren, würde die Einbeziehung nur der deutschen Arbeitskräfte den in Tab. 3 zum 
Ausdruck kommenden Trend noch deutlicher hervortreten lassen. 

12 Vgl. Schreiben des Bevollmächtigten für das Luftfahrtpersonal an den RAM vom 26. Sept. 
1938, in: Bundesarchiv Koblenz (BAK) R 411285, BI. 110; Rundschreiben des Reichsinnenmi-
nisters an den RAM und den Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft vom 28. Nov. 
1939, in: BAK R 41/154, BI. 64ff.; Schreiben des Präsidenten des Landesarbeitsamtes Nieder-
sachsen an den RAM vom24. Nov. 1939 und internes Schreiben des RAM vom 21. Aug. 1941, 
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der Industrie meist auch relativ bcrcit\\'illig realisiert. 19-it konnte in der 
„Zeitschrift des VDI" festgestellt werden. „bei der nl'olgrcich durchgel'lihr-
ten Werbung für den Kricgscinsall haben sid1 1)0"<, dn Frauen. die sich mel-
deten, für 1-lalbtagsbeschürtigungcn zur Verfügung gestellt '". 1 ' Von den h·a u-
en, die im Rahmen der Meldepflicht-Aktion im I·riihjahr 11).JJ fiir die Indu-
striearbeit rekrutiert werdrn konnten. \\urden 54J"„ kil1eitheschiirti~'t. In 
einzelnen Betrieben der Siemens & l Ialskc A(i beispielsweise \1·arcn inl(1lge-
dessen bis zu 60';/i, aller dort tiitigcn I·raucn teiL,citheschiil'tigt. Auch 1944 
hielt „der Zustrom von nicht gan1tiigig bcschiirtigten weihliehen Arhcitskriif-
ten" weiter an. 1·1 Miinnlichc Arbcitskriiftc. insbesondere qualili1iertc Indu-
striearbeiter. hatten hingegen glcichblcihcnd lange Arbcits1cikn hin1u11eh-
men (vgl. Tab. 3). 
4. Eine fragwürdigere Art der „Modernisierung" stellt die vcrstiirktc Zuwl'.i-
sung von durchrationalisicrtcn. sehr cinl'achcn. glcichl(irmigcn und intellek-
tuell abstumpfenden Arbcitspliit1cn - insbesondere an Hicl.\biindcrn - in der 
Industrie dar: Seit 1934/35 waren z. B. bei Siemens „Methodenabteilung und 
Fabrikationsbüros( ... ) besonders damit bcschiif'tigt. die Arbcitsgiingc und 
Methoden so umzustellen, daß Arbeiten anstelle von Facharbeitern durch 
( ... ) Frauen verrichtet werden konnten". 1' Die gcradc1u explosionsartige 
Ausweitung der Tiitigkeit der vom „Rcichsausschul.\ für Arbcits1citcnnitt-
lung" bzw. „Arbeitsstudien" (REFJ\) ausgebildeten „Kalkulatoren" seit 
1934/35 16 sowie vor allem die Einführung. Ausweitung und l'crfcktio11icrung 
von Fließfertigungssystemen ermöglichten in der gesamten vnarbeitendcn 
Industrie (mit dem Schwergcwich t a ufdcn rüst ungswichtigen ( irol.lhetricbcn) 

nach: U. v. Gersdorff'. !·rauen im KricgsdiensJ l'll-1-19-l'. Siuttgarl 1%'J. S. 11JOL. 14.': 
Kriegstagebuch des Rüstungskon1111a1Hlos ,\ug.shur)! V1'11129.'\IL Ma·1 l1HO. in-. IL1ycrn in der 
NS-Zeit, Bd. 1: Soziale Lage und politi,chc·, \'erl1;iltc·n de1Beviilkcrung1111 SpicTel \LTlr;111li-
chcr Berichte, Hg. M. Brnvat u. ;1., München l'J77. S . .' 1JI. vgl. / B .. ·\rhcihv11"c'1hc'IL1J'tli-
chcs Institut (/\WI) der DAF /11n1 .·\rheihei1l\;1J1 de1 11a11 in lndu,t11e und ll:111d\\e1I-.. in 
dass., Jahrbuch l'J41)i41, Bd. 1. S. -111011'„ '<rnie l\kld11ngc11 ·'"' de111 Rc·idr sc·it Dc·1. J'i:\<). 

13 H. Siebclist, Frauenarbeit. in: Zeihchrit't des VDI (/.VDI),:; 1 'J-11. S 'ihl. hi1 dic.l al1rc 1 <).Jll 
bis 1942 vgl. außerdem 1. B. (icfolg.,cl1;il·1s- und So1ialhericht der Krupp-Ci11[\,1ah\l;1h111-. 
1940/41, in: 11/\ Krupp WA ..\\.'.\-7.JO b: Bericht der \11d11,1ric·- und l la1Hk1'b1111m·r Niirnbcri•. 
für das 2. Vierteljahr l'n'l. Kricg,t;igL'11ud1 de, R1is111n 1•,>.t1111111andt" ~i'1rnhc·1p """ N"v 
1942, nach: L. l'ibcr. !'rauen in der Kric•g,induslric. J\rl1,_•i1shc·ding11n~en, 1 ch1·11'1\nhLindc-. 
Protestverhalten. in: Bayern in der NS-/1·i1. lld. \. M1i11ch·n 1%1. S. _,:,•J. ii.'I. „1 r1111c·11;1rh1·i1 
in der Industrie'", in: Der Vierjahresplan (\'.ll'J :i l<J.JI. S •H.'. 

14 Nach: Deutschland im /weiten Wcltkriep. vo11 ci11c111 J\1 J1\lcnkt>lkl-.11\ 11111n 1 ei11111g \\lll 

W. Schum.inn, B<l. 3. Berlin 1n2. S. 2.rl. /.11 Sirn1rns vgl Lt111cshcrich1iJll1 der Wc·rncrncrLc· 
Mcllgeriitc (WWM) der S&ll ;\(j für \<J.J.' .J.1. in: S·\1\ l.' 1 c Xl'i. 

15 JBdcr Fabrikleitung des Wcrnernnks l·unk für l'J.15 .1<i. ii;: S-\;\ 1 c· ~[(1. \\'L'iJc·rc lkk~c· 1'111-
den sich in: llachtmann. lndustricarheil. S .. 1.11 r„ Anm. HI. 

16 Die Zahl der von REFA ausg.ebildc•Jen /.c·it11cirn1L'J 'tic't! ""' c·:1. 211110 irn .l;il1rc l'J.'11(dc·1111 li\-
hepunkt der REl'!\-Tiitigkcit \\'iihrend dL'r \\'c·1rnarcr l{c·puhlik 1 ,1111 1111µc·l:'i\1r -1111111 \1!1(> (lltd 
schlid\lich 12000 19-12. Vor ckn1 llint1·rgru11d dc·s chrn11i\c·hc·11 rY1:111g•:h an IU·h\·l c·1111·11 
wurden in dc1"kxtilind11,trie vviihrcnd de, K1iegL'' "'L'a1 \crci111c·\1 „Rl:l .·\-l·r:111c·11'" """'''-
bildet. 
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die Ersetzung der „Mangelware" Facharbeiter durch un- und angelernte 
Frauen. 17 Zwar setzte die „Rationalisierungsbewegung" im Deutschen 
Reich bekanntlich bereits Mitte der zwanziger Jahre ein (zum Teil schon frü-
her). Die materiellen Rahmenbedingungen während der Weimarer Republik 
behinderten jedoch einen wirklichen Durchbruch der mit den Begriffen „Tay-
lorismus" und „Fordismus" im allgemeinen gekennzeichneten Rationalisie-
rungsbewegung. Erst als mit staatlich garantiertem Massenabsatz vor allem 
von Rüstungsgütern, der durch die zuständigen NS-Institutionen vorange-
triebenen, seit 1936 vielfach gegen den Willen einzelner Unternehmen er-
zwungenen Typenverminderung und verstärkter Normierung diese Rahmen-
bedingungen geschaffen wurden, hielt die Rationalisierung auf breiter Front 
in der deutschen Industrie Einzug. 
Begründet wurde der Einsatz von Industriearbeiterinnen am Fließband mit 
„geringer Monotonieempfindlichkeit", „fehlender technischer Begabung" 
usw. als einem biologisch determinierten „Grundzug des weiblichen We-
sens".18 Das NS-Regime knüpfte hier nur an Kontinuitäten aus der Zeit vor 
1933 an, die 1945 zudem nicht abrissen. Indessen wäre es falsch, Industriear-
beiterinnen pauschal zum Kern des „Rationalisierungsproletariats" zu erklä-

. ren, gab es doch .einerseits Branchen wie den Fahrzeugbau, in denen das 
Fließband zu einer üblichen Fertigungstechnik geworden war, der Frauenan-
teil jedoch außerordentlich gering blieb, andererseits Industriezweige wie die 
Textil- oder die Bekleidungsindustrie, in denen Frauen zwar die Mehrheit der 
Industriearbeiterschaft stellten, Systeme fließender Fertigung jedoch noch 
die Ausnahme waren. Generell allerdings blieb, so wurde 1944 resümiert, „der 
industrielle Fraueneinsatz weit überwiegend auf ungelernte und angelernte 
Tätigkeiten" beschränkt, während männlichen Arbeitern in wachsendem 
Maße Karrierechancen eröffnet wurden. Nicht Qualifizierung der Arbeite-
rinnen, sondern Veränderungen der Arbeitsorganisation und Fertigungstech-

17 In der metallverarbeitenden Industrie insgesamt verminderte sich der Anteil der (männli-
chen) Facharbeiter vom Okt. 1928 bis Juni 1938 von 48,4% auf 44,0'Yo, während sich im glei-
chen Zeitraum der der zu einer Kategorie zusammengefaßten, überwiegend un- und angelern-
ten Frauen von 16, 1 % auf21,0 % erhöhte und der der männlichen Angelernten und Hilfsarbei-
ter im wesentlichen konstant blieb. Dieser Trend setzte sich im Krieg fort: Im WWM der S&H 
AG z.B. sank der Anteil der männlichen Facharbeiter von Anfang Okt. 1936 bis Anfang Okt. 
1943 von 47% auf25%, während umgekehrt der der Arbeiterinnen im gleichen Zeitraum von 
34 % auf 50 % gestiegen war. In den Geschäfts- und Jahresberichten vieler Unternehmen (zum 
Teil auch der Konsumgüterindustrie) sowie in einer Vielzahl von Aufsätzen in den einschliigi-
gen Zeitschriften wird der Zusammenhang zwischen der sich seit 1934/35 rasch ausbreitenden 
„Rationalisierungsbewegung" einerseits und der dadurch geschaffenen Möglichkeit, Fachar-
beiter durch Frauen zu ersetzen, andererseits immer wieder hergestellt und anhand vieler B.:i-
spiele illustriert. 

18 E. Bramesfeld, Die Bewährung der Frauen im industriellen Arbeitseinsatz, in: Werkstatts-
technik und Werksleiter (WuW) 35. 1941, S. 397f. (Bramesfeld war von 1953 bis 1963 Ge-
schäftsführer des REFA-Verbandes und bereits vor 1933 führender Repräsentant der deut-
schen Version des Taylorismus). Ähnliche Formulierungen finden sich regelmäßig in Zeit-
schriften und Monographien zum Thema „Frauenarbeit". 

I 
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nik „in Erkenntnis der Grenzen einer planmiil.\igen Ausbildung und unter Be-
rücksichtigung des körperlichen und geistigen Vermögens der I ·rau". Verzieht 
„auf weitergehende. vertiefte !\nlernung der Frau". die ihrem Wesen nicht 
entspreche, war die Devise von Betriebsingenieuren und!\ rheitswissenschart-
lern auch wiihrend des Zweiten Wcltkriegs. 1'

1 /war wurde Fraucn 1. B. in der 
Gießereiindustrie sowie im Maschinen- und Schiffsbau eine Reihe von Beru-
fen geöffnet, die ursprünglich nur Miinncrn vorbehalten \\·aren; dies iindcrt 
jedoch nichts daran, daß seitens des Staates oder der Industrie keine wir-
kungsvollen Initiativen ergriffen wurden, Arbeiterinnen f'ür qualif'i1ierte Tii-
tigkeiten auszubilden. Zugrunde lag dem ein Frauenbild. nach dem Frauen 
letztlich nur vorübergehend in der Industrie arbeiten, sich langf'ristigjcdoch 
vor allem ihrer „eigentlichen" !\ul'gabe als l'vl utter und 1 lausf'rau widmen soll-
ten.20 Dieses Frauenbild bccinlluL\te auch die staatliche ,,1\rbeihein-
satz"-Politik in der deutschen Kriegswirtschaft. 

II. „Arheitseinsat::."-Po/itik in der Kricgs1rir1.1cha/i. Die Politik des NS-Regi-
mes gegenüber der weiblichen Industriearbeiterschaft sowie die Versuche. 
Frauen für industrielle Erwerbstiitigkeit Lll mobilisieren, lassen sich in fünf' 
Phasen untergliedern: 1. von der l'vlachtng1cifung bis zur Verkündung des 
Vierjahresplanes (Anfang 1933 bis Ende 193(1; diese Phase, in der es nicht 1ur 
massenhaften Verdriingung von Frauen aus industrieller Erwerbstiitigkeit 
kam, soll uns hier nicht weiter interessieren); 2. von der Verkündung des Vier-
jahresplanes bis zum Beginn des Zweiten Weltkriegs (Ende 193(1 bis Sept. 
1939); 3. vom Überfall auf Polen bis wm Überfall auf die UdSSR (Sept. 193t) 
bis Juli 1941); 4. vom Einmarsch in die UdSSR bis wr l'vleldeptlicht-Verord-
nung vom Jan. 1943 und 5. vom Jan. 1943 bis Kriegsende. 
Ende November 1936 führte der Leiter des Wehrwirtschaftsstabes im Wehr-
machtsamt des Reichskriegsministeriums, Oberst Tho111as. vor höheren 
Funktioniiren der DAF aus, „die Frau" werde „im Ernstfalle" (gc111cint war 
die lange geplante und vorbereitete Durchführung rnilitiirischer hoberung 
von „Lebensraum") „im großen LJ111l~111g die J\rbcit in Fabrikenkisten müs-
sen". Dabei müßten sich ideologische und „s01iale Bestrebungen. die h·au 
aus den Betrieben zu lösen, den militiiri~chen Notwendigkeiten unternrd-
nen''.21 Zwar wurde diesen „Notwendigkeiten" seitens der in eine111 patriar-

19 Zitate aus: Sicbclist, S. 5(1J, btw. C. Niirpcl, l'rauenarheil und l-rauc·11lohn. in: Deuhc·he Sn-
zialpolitik 1944, S. 50. 

20 l liichst aulschlullrcich sind 1. ll. die· i\u,ff1hru11g.en l litkr' tu dic'\L'l11 Thc·ma auf einer 1 a-
gung der NS-FraucnschaJ'I Ende 19.14 in Niirnhcrg. nach: M. Dnmarm. llitkr. Redc·n und 
Proklamationen 1932-1945, lld. 1. Wür1hurg 1%2. S. 450. Die i\1hich1. die . .Welt dc1 dc·ut-
schcn Frau" sei „ihr Mann, ihre Familie, ihre Kin der", beruflich•: Bildung der I ·rauen tksh:dh 
unnötig, bestimmte auch das !'J·auenbild andc·1w NS-( iriil.lcn ( v.cl. 1. II.< io·:hhcJ, Li111 ragun· 
gen vom 16. Fchr. und 25. Aug. 1')40, nach: Die Tagd1ücher de' .ltheph (iPL'l>hcl\. s;imtlic·hc· 
Fragmente, Hg. E. l'riihlich. Teil 1. lld. 4. München J<JP S. ·15. 2'l·li 

21 Vortrag von Thomas auf der 5. Tagung der Reiciharbeit \kammer, 1i1. nach: M:1,011. ;\ rhc·11er-
klassc, S. 185 r. 
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chalisch-biologistischen Frauenbild befangenen Repräsentanten der NS-Be-
wegung nur ungern und zögernd gefolgt. Über die Notwendigkeit, für die Zeit 
der Vorbereitung und Durchführung der Kriege mehr Frauen für die Indu-
striearbeit zu mobilisieren, wollte man die angezielten „Feldzüge" erfolgreich 
bestehen, bestand jedoch auch zwischen den Gralshütern der NS-Ideologie 
und den mehr pragmatischen Vertretern aus Ministerialbürokratie und Wehr-
macht kein grundsätzlicher Dissens. In der Tat konnten zwischen 1936 und 
1939 Frauen in erheblichem Maße für die Aufnahme industrieller Lohnarbeit 
gewonnen werden. Bei Kriegsbeginn hatte die Zahl der in der Industrie täti-
gen Frauen ein sehr hohes Niveau erreicht. In Kritik an der bisher in der histo-
rischen Forschung vorherrschenden Meinung hat Tilla Siegel unlängst zu 
Recht festgestellt, daß die Frauenerwerbsquote im Deutschen Reich bei 
Kriegsbeginn deutlich über der in Großbritannien und der der USA lag; und 
selbst im letzten Kriegsjahr konnten diese beiden Kriegsgegner Deutschlands 
mit dem hier erreichten quantitativen Niveau der Frauenerwerbstätigkeit nur 
knapp gleichziehen. Dagegen ist die Behauptung Siegels, daß auch bei Voll-
mobilisierung weiblicher Arbeitskräfte „ein nennenswerter Zuwachs an Ar-
beitskräften für die Rüstungsindustrie nicht zu erwarten war",22 überzogen. 
Im Juni 1939 schätzte der Staatssekretär im Reichsarbeitsministerium, Fried-
rich Syrup, das Reservoir an weiblichen Arbeitskräften auf 3,5 Millionen; 
nach den Unterlagen der Volks- und Berufszählung vom Juni 1939 gab es so-
gar 6,35 Mio. ledige bzw. kinderlose Frauen, die erwerbsfähig, aber nicht er-
werbstätig waren. 23 Die Meldepflichtaktion vom Frühjahr 1943 und Unmut 
innerhalb der Arbeiterschaft über „ungerechte" Rücksichtnahme auf die 
weiblichen Angehörigen der Mittel- und Oberschichten zeugen von erhebli-
che~i Arbeitskräftereserven, die das Regime selbst zu diesem Zeitpunkt aus 
politisch-ideologischen Gründen zu mobilisieren nicht bereit war. Nach den 
Feststellungen des „United States Strategie Bombing Survey" waren Ende 
Mai 1944 nur 45% der Frauen über 14 Jahren wirklich erwerbstätig. 24 Noch 

22 T. Siegel, Leistung und Lohn in der nationalsozialistischen „Ordnung der Arbeit", Opladen 
1989, s. 173 f. 

23 Angaben nach: D. Winkler, Frauenarbeit versus Frauenideologie. Probleme der weiblichen 
Erwerbstätigkeit in Deutschland 1930-1945, in: AfS 17. 1977, S. 112. Diese Zahl ist allerdings 
zu hoch gegriffen; denn hier wurden nicht nur 15- bis 18jährige sowie 60- bis 65jährige Frauen 
mit einbezogen, sondern auch ledige Mütter und Frauen, die andere Familienmitglieder als 
Kinder zu versorgen hatten und aus diesem Grund nicht berufstätig sein konnten. Ebensowe-
nig wurden mithelfende Familienangehörige und andere Erwerbstätige, die von den Arbeits-
ämtern nicht registriert wurden, mitgezählt. 

24 United States Strategie Dumbing Survey (USSßS), The Effects of Strategie Bombing on the 
German War Economy, Washington 1945, S. 38. Etwas andere Angaben nennt Winkler. Nach 
ihren Zahlen, die auf der Volks-und Derufszählung von 1939 basieren, waren 1939 52,8'X, aller 
Frauen zwischen 15 und 60 Jahren erwerbstätig. Dis 1944 hat sich dieser Prozentsatz geringfü-
gig (auf etwa 54°;(,) erhöht (vgl. D. Winkler, Frauenarbeit im Dritten Reich, Hamburg 1977, 
S. 198, 201). Die Differenz zwischen beiden Angaben erklärt sich daraus, daß Winklcr die 
Frauen über 60 Jahre ausklammert (obgleich nicht wenige aus dieser Altersgruppe berufstä-
tig waren), während die Zahlen des USSBS auf den Angaben der „Kriegswirtschaftlichen 
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im Dezember 1944 sprach ein hoher, für die Wehrwirtschart vcrant\\Ortlicher 
Offizier von einem „Übera11gebl1t"' an (allerdings nur „he>L'hriinkt einsat;l;i-
higen") weiblichen Arbeitskriil'tcn."· 
In den ersten Monaten nach Kriegsbeginn ging die Zahl der in Industrie und 
Handwerk bcschiirtigten Fra ucn Ulll Y' "1miick (Lt h . ..\ ). Die l 1 rsachen dieser 
Ent wick 1 ung sind in der historischrn Li lernt ur de, iil'l<'rcn da 1 ge,tcl lt worden: 
Da der relativ hohe Unterhalt, den die l·alllilien eingcmgener Soldaten bC10-
gen, auf das Lohneinknlllmen der Lhel rauen ;1 ngerccl111l'l \\'urde, \\'a r die Mo-
tivation. Arbeit in der Industrie aul'rnnel1111en, entsprechend gering. In einer 
Reihe von Fiillen gaben Frauen aus diesem ( irund s\lgar ihre industrielle h-
werbstiitigkeit auL Die Arbeit-;1eithe,timrnungen wurden mit Kriegsbeginn 
für miinnliehe Industriearbeiter giillllich, l'iir weibliche parlic'ii ,u-;pendicrt: 
Das Nachtarbeitsverbot t'iir Frauen wurde ;1ul'gehohen, diL' tii~lichc Arbeits-
zeit von Frauen konnte auf zehn Stunden au-;gcdelrnt \\erden. Dcr;1rtige Ver-
schlechterungen der Ar bei tsbcdingungcn \\·a rcn g leil'i11;i11s nicht tb!ll a ngc-
tan, Frauen zur Aufnahme industrieller Lrnerhsarbcit ;u bewegen. 
Wenn von der Möglichkeit der Dienst\'crpllichtu11g vo11 l-'1;1UL'n, die im Juni 
1938 bzw. Februar 1939 durch Vcrordn ungcn l!CSL'hallcn worden v\ a r, nur sch r 
zurückhaltend Gebrauch gelllacht \\·tmlc und 1. B. der RcichsarhL'ihminister 
zu Beginn des Krieges die Lmdc>arbeit-.;iimtcr d;1raur hi1m·ics. da!.\ er „es 
nicht für tunlich (halte). aufhishcr nicht crwcrh-;tiitige l·rauen 1uri'1ck1t1grei-
fcn, soweit sich die Frauen nicht freiwillig 1um Arbcit>cin,atz ;ur Verfügung 
stellen'",2<• dann überrascht dies au!' den ersten Blick: l !nter drn in die Wehr-
macht Eingezogenen befand sich ein grnL\cr l'ro1cnh;1t1 Arbeiter: der illl 
Sommer 1939 tiefgreifende Arheitskriil'tcm;1ngcl 1111Ii.ltc sich ;tlso noch \\'Cilcr 
vcrschürlcn. Es waren indessen in der l lauptsache qualirilierte ArbcitsLriit'tc. 
die der Industrie bereits vor dem 1. September !l).\lJ l'chltcn: da die 111111 Teil 
hochtechnisierte Wehrmacht vor allem gut ausgebildete h1chkriil'tc hcniitigtc 
und viele münnlichc Facharbeiter \\'Cgcn des 1clativ h\lhcn Solth, manche 

Kriilkbilanz" beruhen, die die l.and11 irhc·hdf't und d;1mit cLT1~1 iil\tc'll ·1c-i1 ckr .. 111it hc·lk11dc·11 
Familienangehörigen" nicht bc1iicbich1ige11. l lier L\111111111 d;iJ;1ulhi11~c11ic·,c·n11c·nk11. dal\ 
die Global/ahlcn zur 1 :rauc·nerncrl"tii t ig.kc·it c'li1L·hl1c·hc' 1'n1bk111c ;1 ul11c'i'L'll.1u111:1111 t'llll ,je 
für einen zwischen nationalen Vcrg.lcicl 1 hl'!'h;i\tc·n rnihsrn: Si:· ,j 11d i11 ;tlkn 1 iindcrn rcic·h lic·h 
unpriizise, die methodischen Sta11d;1rch 11cichc·11 bc·1 drn 1t•1schic·ck11e11 /iihl1111gc·11 1111 IL'r-
schiedenen Zeilen) hiiulig. betriichtlich \'Llnc·111:111dl'! ;1b: c'lll rc·L1t1\ lwill'I (ir;1d :111l11hic·l1c1· 
heil ist einzukalkulieren. Die \on dc·111 l iSSllS und \\'inklc1 i'1 11,:rnll111n1c11c·n /;1hkn 111;11 kic'-
ren insol'crn nur den groben Trend. 

25 Monatsbericht des \.Vchr\\'i11'ch;1f1'Lllfi1icr' de·, \\'t'i11l-1ci,kll111111:1nd1" \III \tl111 "· Du 
1944, in: Eibcr, S. 63'!. 

26 Erlaß des RAM an die Priisidenlen der l.:111de\:11hc·i1<irnlt'I l<'nl 7. Sqit. f'J1'J. i11 IL\K lt 
411:279. Die Dienstpllicht vero1dnu11g.en \1 :1rl'!l - ic'dl'!ll;i\J, im 11inblid,;i11f dic· dc·111'chc· 1\ 1bc·1 
terschat't beiderlei Geschkchts - von \LHllhl'l'ein ;1h km·,-,b,·d1wie'.1c·11lic·h hc·c1c·111\c' M.1f\. 
nahmc kontipiert und wurden Sc'il No\". i'J.\'J de,Ji:1lb 1H11 i11 hesc·hc·idc'lll'lll l '1111';111c ;111,•c'-
wandt. Mitte 1941 warc11 11.\ 000 ! 'rauen dirn,l \crpll1cl11L'l 11 !'!. \'cr11:111lic·h•:l111111111;1\ ill11 i'i11 
die Presse vom l. Sept. l'l.\l. 11;1ch: ( i•:1,tln1rl. S \.!•>1. 

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.821

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



344 Rüdiger Hachtmann 

wohl auch wegen der Aussicht auf Teilnahme an Plünderungen in den besetz-
ten Ländern anfangs bereitwillig zur Wehrmacht wechselten,, verschärfte 
sich der Mangel an Facharbeitern (und Technikern) vor allem in der rüstungs-
wichtigen Metallverarbeitung weiter. Dieses Arbeitskräftedefizit konnte 
durch Frauen nicht ausgeglichen werden; das NS-Regime hatte berufliche 
Bildung von Frauen - als mit dem weiblichen „Wesen" unvereinbar - für 
überflüssig gehalten, so daß diese nur für unqualifizierte Tätigkeiten ein-
gesetzt werden konnten. Zwar wurden die oben angesprochenen Rationa-
lisierungsbemühungen nicht unterbrochen (und seit Ende 1941 auf staat-
lichen Druck hin forciert). Da dies jedoch in der Regel relativ langfristige 
Prozesse waren, konnten die durch die Einziehung von Facharbeitern frei-
gewordenen Arbeitsplätze nicht so ohne weiteres von Frauen ausgefüllt 
werden. 
Während also der Druck, Frauen für industrielle Erwerbstätigkeit zu mobili-
sieren, bei Kriegsbeginn nicht so groß war, wie gemeinhin angenommen wird 
(und dieser Druck durch die militärischen Erfolge, die die vollständige Um-
stellung der Wirtschaft auf den Krieg vorerst nicht notwendig machten, wei-
ter abgeschwächt wurde), machte etwas anderes den Unternehmern wie den 
Vertretern des NS-Staates größere Sorgen: die wachsende Disziplinlosigkeit 
von Industriearbeiterinnen. Klagen darüber, daß „zahlreiche Frauen bis zu 
150 Stunden im Monat ohne stichhaltige Begründung gefeiert" hätten, über 
verbreitetes „pflichtwidriges Verhalten", durch das „Ruhe und Ordnung im 
Betriebe untergraben" werde, und ein rapides Absinken der Arbeitsleistung 
waren nicht auf wenige Großunternehmen beschränkt, sondern zumindest in 
der Rüstungsindustrie mit ihren ausgedehnten Arbeitszeiten ganz offensicht-
lich ein allgemeines Phänomen. 27 Berichte über „bummelnde" oder unent-
schuldigt fehlende Arbeiterinnen häuften sich zwar seit Ende 1939, neu waren 
sie jedoch nicht. 
Es war nicht Freude am „Blaumachen" oder „Widerstand", der sich seit 
1936/37 - vor dem Hintergrund des einsetzenden Mangels auch an weiblichen 
Arbeitskräften relativ risikolos - in derartigen Disziplinlosigkeiten artiku-
lierte. Bei der „Bekiimpfung der pflichtwidrigen Arbeitsversäumnisse weibli-
cher Gefolgschaftsmitglieder" stellte sich (so ist einem Bericht der Hauptver-
waltung der GHH zu entnehmen) vielmehr heraus, daß die Arbeiterinnen 
häufig „auch noch weitere Verpflichtungen haben, so daß sie gar nicht in der 
Lage sind, ihre Gesamtpflichten ordnungsmäßig zu erfüllen. Entweder wird 
der Betrieb oder die Familie benachteiligt.( ... ) Da ihnen die Familienpflich-

27 Sitzung des Vertrauensrats (VR) der GHH-Oberhausen vom 26. April 1940, in: HA. GHH 400 
1026/10 bzw. 400 144/20 (Zitat); Sitzung des VR der GHH-Gelsenkirchcn vom 10. Juli und 
3. Dez. 1940, in: HA GHH 400 144/14; Geschäftsbericht der Sozialpolitischen i\.bteilung der 
S&H AG für 1938/39, JB der Fabrikoberleitung der S&H i\.G für 1940/41, in: SAA 15 Lc 774, 
15 Lc 815; ferner z. B. Meldungen aus dem Reich seit Dez. 1939 oder Kriegstagebücher und 
Monatsberichte militärischer und amtlicher Stellen, in: Bayern in der NS-Zeit, Bd. 1, S. 292, 
296, bzw. Eiber, S. 609, 611, 620. 

I 
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ten am niichstcn liegen, blcilx:n sie vielfach ohne Lntschuldigung der /\rhcit 
im Betriebe lcrn." 2K Neben der Doppelbelastung war cs außerdem die be-
sondere Monotonie der von /\rbeitcrinnen hiiul'ig ausgeübten unqualil'i-
zicrten Tätigkeiten, die sie bereits vor dem Krieg 1.ur „Bu111mclci"" und einem 
weit häufigeren /\rbeitsstcllcnw1~cl1scl als ihre miinnliehcn Kollegen vcranlal.\t 
hatte. 
Wie reagierten Industrie und NS-Regime auf' die Welle von „Dis1iplinlosig-
kcit'' von Frauen, die insbesondere in den ersten beiden K riegsjahrcn in den 
Betrieben beobachtet wurde'? Entlassungen ~ehicden vor dem Hintergrund 
des sich weiter verschiirfcndcn /\rbcitskriiftcmangcls aus. /\uch eine drakoni-
sche Bestrafung „disziplinloser" /\rbciterinncn stiel.\ auf crhehliehe l'roblc-
me. „Gerichtliche Maßnahmen"" gegenüber diesen Frauen wirkten in der /\r-
bciterbevölkcrung häufig „stark verbitternd""; von „Sclrncllgerichten"" ausge-
sprochene Gcfangnisurtcile wurden ab „ungewöhnlich hart" und ungerecht 
empfunden, weil „man nicht alle Frauen glcich111iil.\ig 1.ur /\rbeit heranzieht··. 
sondern weibliche ;\ngehörige der Mittel- und Oberschichten „sich dem Ar-
beitseinsatz von vornherein unangcl'ochtcn ent1iehen könnten"". Der SD. des-
sen Berichte ein relativ „objektives"" und dilfrrrnzicrtes Bild von der „Stim-
mung" innerhalb der ßcviilkcrung zeichnen. warnte deshalb „vor ungünsti-
gen stimmungsmäßigen /\uswirkungen bei der Bestrafung von Frauen wegen 
Arbeitsvertragsbruchs usw."". Bummelnde /\rhcitcrinncn wurden vor diesem 
Hintergrund, aber auch, weil die Nazis generell i:ra ucn als politische Subjek tc 
nicht ernst nahmen, nur in Einzclfiillcn, zwecks allgemeiner Einschüchterung 
der weiblichen Belegschaftsteile, vor Gericht gezogen. "1 Kurz nach seiner 
Ernennung zum „Gencralbcvollmiich tigten l'iir den ;\ rbeitscinsatz"" ((!BI\) 
wies Sauckcl Unternehmer und Rcichstrcuhiindcr der /\rbeit ausdrücklich 
an, Frauen, die infolge ihrer Doppelbelastung ab Mutter und l l;lll';frau oder 

28 Rundschreiben der Haupt wrwaltung. der ( il 111 an die KPMcrnwnke. d ic· Wc·rksliihnrgc· und 
die Sozialen Betridisarbeiterinncn \Olll J Jan. l'J-12. in: H;\ ( i 1111-111() \4X.1 -U: \ p \.auch 1. ll. 
Sitzung des VR der GHI 1-0berhamen vom 22. /\p1 il 1 '>-11 ""\ ie < ;~,chiiltshnicht de1 /\htei-
lung Werksfürsorge der Ci 1111 lür 1 <J40 bis 1 <J.13. in: 11 ;\ (j 1111 400 1.1.1 :'II b111. -!011 !.\.\ 1 11: 
Meldungen aus dem Reich vom IK Do. i<J.1•J. S. 'i~7L. (iescl11d11c· de1 lü1stm1gsi11spektilln 
des Wehrkreises XIII, Winter l'J.1'Jl.jll. in: hhcr. S. 'i'l' L: Runchclm·ihcn des Rcichsministc·rs 
des Innern an den RAM und den Reichs111i11istc·r lür li11iihr1111g u11d La11d11irtsch:1\'i rn111 
28. Nov. 1939, in: BAK R 411\S-I. BI. l15L 

29 Meldungen aus dem Reich vom 2h . .Juni und 2'!. SepL l'l·ll, .1h. \·ehr. u11d 2'i SqH. i'J-12. 
S. 2453, 2821, 338.l, 4237 ff.: Kriegstagebuch des Riistu11g.sbn11111:111dos Wiir1burg für tbs 
2. Vierteljahr 1940. nach: Eibcr. S. 5<JlJ. W2: W111klcr. hauc·nidcologic. S 11\ \gl. aud1 \\". 1. 
Werner, ~,Bleib übrig"". Dc·utsche Arbeiter in der 11atiP11also11ahstisch•:11 Kriegs11 irtscha\'i. 
Düsseldorf 1983, S. IX9. Nach den /ahlen \·<rn \Vernc·r wurden \!J.HJ k11app .\70 1:rauc11 \011 
Gerichten wegen Arbeitsvertragsbruch und :111dern J)is1ipli11hsigJeitc11 verurteilt (ehd .. 
S. 177, 189). Die Angaben von Werner lür \'J41 ff. sagen über das ,\us111:1il d-:r 1 lis1iplinierunt• 
dcutschl'I" Frauen nichts aus, da von diesem /eitpunkt an \Oll den 1erschieck11e11 hnmc·n de1 
Disziplinierung überwiegend 1111.1/ii11dm11C ;\ rheitsk riil te kt rPI kn 11·.irrn 1 \ gl. l i. 1 krhnt. 
Fremdarbeiter. Politik und Praxis des „1\tl\liinder-Lin"1t1c,·· 111 der Kric-gs1111 hchalt des 
Drillen Reiches, Berlin 19X5. S. 118 IT.. \()\ff.). 
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346 Rüdiger Hachtmann 

als werdende Mütter schon „einmal der Arbeit fernbleiben müssen", auf kei-
nen Fall „mit Strafen oder gar dem Gericht zu drohen". 30 

Im Hinblick auf den weiblichen Teil der deutschen Industriearbeiterschaft 
waren es weniger „vollständige Terrorisierung", mit der man der „Disziplinlo-
sigkeiten" lohnabhängiger Frauen Herr zu werden hoffte, 31 sondern viel-
mehr sozialpolitische Konzessionen: 
- Bereits im Dezember 1939 - nachdem der „Blitzkrieg" gegen Polenerfolg-

reich zu Ende geführt war und die Kriegsgegner Frankreich und England 
ruhig geblieben waren - wurden die bei Kriegsbeginn suspendierten bzw. 
gelockerten Arbeitszeitbestimmungen wieder in Kraft gesetzt. 

- Im Mai 1940 wurden die Modalitäten für die Anrechnung des Lohnes auf 
die Familienunterstützung verändert: Zwei Drittel des von Ehefrauen ver-
dienten Lohneinkommens waren fortan anrechnungsfrei. Der arbeits-
marktpolitische Effekt dieser Maßnahmen ist jedoch eher gering anzuset-
zen: Die Effektivverdienste von Industriearbeiterinnen blieben während 
des Krieges auf niedrigem Niveau; vor allem aber verlor der Geldlohn als 
solcher vor dem Hintergrund der Bewirtschaftung von immer mehr Le-
bensmitteln zunehmend an Attraktivität. 

- Über Teilzeitarbeit suchten Industrie und NS-Regime - seit 1940 mit zu-
nehmend größerem Erfolg (vgl. Tab. 3) - Frauen zur Aufnahme von indu-
strieller Erwerbsarbeit zu bewegen. Mediziner und NS-Ideologen fürchte-
ten bei überlangen Arbeitszeiten von Frauen um deren Gebärfähigkeit und 
befürworteten deshalb Vier- und Sechs-Stunden-Schichten. Teilzeitarbeit 
sollte zudem den Frauen ermöglichen, Erwerbs- und Familienarbeit mit-
einander zu verbinden. Die Ausweitung von Halbtagsschichten hatte, von 
den Herrschenden aus betrachtet, freilich einen Haken: Vollbeschäftigte 
Frauen forderten unter Hinweis auf die vermehrte Einstellung teilzeitbe-
schäftigter Frauen zunehmend häufiger gleichfalls Halbtagsschichten.32 

- Von erheblicher Bedeutung für die Ausweitung der Frauenarbeit waren 
„freiwillige" betriebliche Sozialleistungen, die auf Industriearbeiterinnen 
in ihrer Rolle als Mütter und Hausfrauen zugeschnitten waren, insbesonde-
re die Einrichtung von Werkskindergärten, Stillstuben, Kantinen u. ä. Da-
bei konnten die Unternehmen freilich an ein lange vor 1933 eingeführtes, 
auf die (faktischen und vermeintlichen) Bedürfnisse der Arbeiterinnen 
zugeschnittenes System betrieblicher Sozialpolitik insbesondere in der 

30 Sauckels „Programm des Arbeitseinsatzes", in: Internationaler Militärgerichtshof (!MG), 
Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher, Bd. 39, Nürnberg 1949, Bd. 25, S. 65 (Dok. 016-PS). 

31 S. Bajohr, Die Hälfte der Fabrik. Geschichte der Frauenarbeit in Deutschland 1914 bis 1945, 
Marburg 1979, S. 263. Bajohr überbetont ganz allgemein Repression und Terror der NS-Insti-
tutionen gegenüber den Arbeiterinnen; er ignoriert die ideologisch-rassistische Seite der NS-
Herrschafl, so daß ihm die dadurch bedingten politischen und ökonomischen „Zwiingc" des 
Regimes, die die scheinbar „weiche" Haltung gegenüber der weiblichen deutschen Industrie-
arbeiterschaft nach sich zogen, entgehen. 

32 Vgl. etwa Meldungen aus dem Reich vom 26. Febr. 1942, S. 3383, oder Kriegstagebuch des 
Rüstungskommandos Nürnberg vom November 1942, in: Eiber, S. 621. 
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Schwerindustrie und einzelnen Zweigen der Metallverarbeitung anknüp-
fen. Seit 1940 wurden zur Entlastung der Arbeiterinnen von familiiircn Ver-
pflichtungen von einzelnen Unternehmern „Haushaltstage"' eingeführt; 
Anfang November 1943 schrieb der Reichsarbeitsminister in einem 1'.rlal.\ 
dann verbindlich vor. daf.\ Frauen 1wci111al im Monat fiir „Wasch-"' bzw. 
„Haushaltstage" freizugeben sei. !\uL\erdcm wurden Ausweise 1ur bevor-
zugten Bedienung erwcrbstiitigcr Frauen ausgl:gchcn. Manche Betriebe 
ließen außerdem für verheiratete !\rbeitcrinncn Bc,orgungcn von Lebens-
mitteln durch eigens dafür eingestellte Beauftragte vornehmen. 

- Hinzu traten Kontrolle und „Betreuung"' der in der Industrie hcschiiftigtcn 
Frauen durch sog. Soziale Betriebsarbeiterinnen und politisch-ideologi-
sche „Erziehungsmaßnal11nen„ durch die D!\F 

- Eher ein Zugestiindnis an die „kiimptende Truppe·· waren dagegen l Jr-
laubssonderregclungen l'iir Industriearbeiterinnen bei einem Fronturlaub 
ihrer Ehemünner. 

Allem Anschein nach war diese Politik von einem gewissrn Frl'olg gckriint: 
Die Berichte über undisziplinierte l nd ust ricarbei tcrinncn wurden seil 1 ()4()14 J 

spärlicher; der in den letzten Kriegsjahren relativ niedrige Krankenstand 
lohnabhängiger Frauen deutet gleichfalls darnuf hin. daf.I die physischen Be-
lastungen (bei gleichzeitig erhöhten „gcsundhcitpoliti-;chen„ Restriktionen) 
für Industriearbeiterinnen reduziert werden konnten (vgl. Tab. 7. S. 3M). In 
begrenztem Umfange konnten seit 1940 zudem (deuhche) l·raue11 zu-;iilllich 
für Erwerbstätigkeit in der deutschen Wirtschaft iihcrhaupl mobilisiert \\er-
den, allerdings nur in begrenztelll lJlllfang für die l ndmtric. Wenn der!\ n ll'i 1 
der Arbeiterinnen und weiblichen !\ngcstclltcn an der (iesamtbcschiirtigtcn-
zahl in den einzelnen Branchen zwischen !Vlai 1940 und 19"11 1ull1 Teil be-
trächtlich stieg, im industriellen Durchschnitt jedoch gleich hl ich (vgl. Tab. 5. 
S. 365), dann war dies. wie schon in den Jahren vor Kriegsbeginn, gravieren-
den Veränderungen der Beschiif'tigtcnstruktur _gcsclrnldct: der Ausweitung 
der Beschäftigtenzahlen in den rüstungswichtigcn Industriezweigen zu La-
sten der Konsumgüterindustrien." llll llinhlick aul'dcn Cicsamtuml'angder 
Frauenmobilisierung zeigten die oben genannten l\ilaL\nahmcn also nicht den 
gewünschten Effekt. 
Das Bestreben, weitere Frauen für industrielle Lrncrbstiitigkeit zu gewinnen 
und die „Disziplinlosigkeit" einzudiin1111en. war aur seitcn des NS-Regimes 
indessen lediglich ein drittrangiges Motiv. dem \\cihlichcn Teil der deutschen 
Incl ustriearbei tcrschart die oben in groben l J 111 rissen -;k i11icrten. rcla t i ,. '' ci t-

33 Besonders deutlich wird dies. \l'enn \\·ir die· ge"1111te K riL'['.>1ei1 he·trachlL'n: Die· Tnt ilind11st rie 
z.B. hcschiiftigk 19.W 24,5'/"allcr in der lndthtric abh:ingiµ bcsch:ifti!'tcn hauen. l'J-\1111111 
noch 21.2'Y,, und 1941 19,9'~;,: bis l'J-14 11·ar dic:,cr l'ro1e11tsat1auf12.ll"„ ge,11n~cn. ii.l111lich 
rapide war auch der lkdeutungsvcrlu't der Nahrungsmit tl'iind i>t rie· ( 1 011 11.7"" L!bn lll.2"" 
und 9,3'Y., aul'6,6'~;,) und der der lk~lcidungsindu,tric' (1<>n '!..~"„ iibcr X,)"„ und X.l "„ aul 
6,5%). Umgckchrt stieg die lkdcutun!' der i111 Ma'l'hinc·n-. S1ah! und 1:;i\n1c11gb:1u he"chiif-
tigtcn Frauen an der (]csamthcit aller i11dmtri,·ll e·111crbs1:itige·11 1:raue11 1011 S,2"" l'J.\<) i1be·1 
11,4"/t, und 13,(i'Y,, t9:1() bzw. 1941 auf schlidllicl1 20.(i"" 1'!·1-1 (C)uc·llc 11ie 'L1h -1) 
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gehenden sozialpolitischen Konzessionen zu machen. Ebensowenig waren 
diese Konzessionen auf eine plötzliche soziale Fürsorglichkeit des NS-Regi-
mes zurückzuführen. Ausschlaggebend für eine derartige Politik den Indu-
striearbeiterinnen gegenüber war vielmehr erstens die Rolle, die die Frauen 
für die Aufrechterhaltung der Stabilität der Familie und damit letztlich auch 
des gesamten sozialen Gefüges der NS-Gesellschaft zu spielen hatten. Noch 
wichtiger war zweitens die Sorge der Nationalsozialisten, eine Überbeanspru-
chung der Industriearbeiterinnen würde ihre Gebärfähigkeit und damit den 
zukünftigen „rassereinen arischen" Nachwuchs gefährden oder vielleicht gar 
den „Volkstod" herbeiführen. Die seit Mitte 1941 rasch steigende Zahl der in 
der deutschen Industrie beschäftigten ausländischen Arbeitskräfte schien zu-
dem die Führung des „Dritten Reiches" der Notwendigkeit zu entheben, ver-
stärkt deutsche Frauen für die nicht ihrem „Wesen" gemäße Industriearbeit 
mobilisieren zu müssen. 
Mit dem Einmarsch deutscher Truppen in die UdSSR begann die Erschlie-
ßung eines neuen, scheinbar unerschöpflichen Arbeitskräftereservoirs. Zivile 
„Fremdarbeiter" aus Polen sowie den west- und nordeuropäischen Ländern 
(als Angehörige „höherwertiger" Rassen gegenüber den Polen deutlich privi-
legiert) waren zwar bereits in den ersten Kriegsjahren nicht nur in der Land-
wirtschaft und dem Bergbau, sondern auch in der deutschen Industrie einge-
setzt worden. Der seit Sommer 1941 einsetzende Zustrom an „Ostarbeitern" 
stellt dennoch einen kaum zu unterschätzenden Einschnitt dar: 
Erstens veränderte sich die Zusammensetzung der Belegschaften insbesonde-
re in den rüstungswichtigen Industriezweigen fundamental. Mitte 1940 lag in 
diesen Industriezweigen der Ausländeranteil an der Gesamtzahl der Beschäf-
tigten jeweils zwischen einem und zwei Prozent; bis Ende Mai des folgenden 
Jahres hatte er sich (einschließlich der Kriegsgefangenen) je nach Industrie-
zweig (mit Ausnahme der Feinmechanik und Optik) auf sechs bis neun Pro-
zent erhöht. Infolge der massenhaften Rekrutierung sowjetischer ziviler Ar-
beitskräfte und der beginnenden Verwendung sowjetischer Kriegsgefangener 
verdoppelte er sich innerhalb des nächsten Jahres (Ende Mai 1942: zwölf bis 
sechzehn Prozent), um bis Kriegsende noch einmal um etwa fünfzig Prozent 
zu klettern (Mitte 1943: 15% bis 29%; Mitte 1944: 23% bis 40%). Dort, wo 
körperlich die schwerste Arbeit geleistet werden mußte, war ihr Anteil am 
höchsten; neben dem hier nicht thematisierten Bergbau, der Industrie der 
Steine und Erden und dem Tiefbau war dies die Gießereiindustrie und die 
eisenschaffende Industrie. Daß ausländische Arbeitskräfte für Tätigkeiten, 
wo die Arbeitsbedingungen besonders schlecht und körperlich sehr anstren-
gend waren, bevorzugt herangezogen wurden, zeigt auch der Vergleich mit 
den Zweigen der Konsumgüterindustrie. Letztere Industriezweige, deren ho-
her Frauenanteil traditionell mit der angeblichen Nähe der hier ausgeübten 
beruflichen Tätigkeiten zu den haushälterischen Fähigkeiten des Kochens, 
Nähens usw. legitimiert wurde, blieben eine Domäne der deutschen Frauen 
und der Ausländeranteil entsprechend niedrig. Eine schärfere Differenzie-
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rung zwischen „zivilen"' Fremdarbeitern und K ricgsgcfongcncn macht übri-
gens wenig Sinn: Die Scheidung zwischen beiden Kategorien in der I nd ustric 
eingesetzter Ausliinder verwisch!c sich wiihrend der zweiten Kriegshiilrte vor 
dem Hintergrund der zunehmend zwangsweisen Rekrutierung ,,ziviler"' 
Ostarbeiter zusehends. Die scharfe innere Differenzierung der ausliindischcn 
Arbeitskräfte nach rassistischen Kriterien behielt dagegen bis Kriegsende 
Gültigkeit. Oben standen die den Dcut<;chcn „verwandten"' nnrdcuropiii-
schen „Arier", am unteren Ende dieser Hierarchie die so\\'jetischcn und polni-
schen „Ostarbeiter" - unter sich nur noch die jüdischen /\rbeitskriifte, für die 
der „Arbeitseins:ltz"' lediglich einen J\ufsclrnb auf dem Weg der physischcn 
Vernichtung bedeutete. 
Betrachtet man nur den J\rbeitscinsatz ausliindi,cher Frauen, ergehen sich 
keine bemerkenswerten Unterschiede im Vergleich mit der Uesamtheit aller 
in der deutschen Industrie eingesetzten ;\ usliindcr. ;\ uslii nd ischc h«1 ucn wur-
den dort eingesetzt, wo Arbeiten mit starker körperlicher Anstrengung ver-
bunden waren. Zu einem hohen Prozentsa11 waren sie zude111 in Industrie-
zweigen wie der Elektroindustrie oder dem Maschinen- und Fah11cugbau 
vertreten, in denen Fließfertigungssysteme bereits bei K ricgsbcginn (und 1u111 
Teil schon vor 193311 ) Verbreitung gefunden hatten (Tab. (l, S. V1ö). Der 
überdurchschnittlich hohe Anteil miinnlichcr wie weiblicher „Frc111darbci-
ter" in den Rüstungsindustrien v,,cist ferner darauf hin. daf\ Rüstungsunter-
nehmen bei der Zuteilung ausliindischer /\rbcitskriifte besonders bevorzugt 
wurden. Gliedert man schlid\lich die ausliindischen /\rlll'i!crinncn nach Na-
tionen, zeigt sich, daß (sowjetische und polnische) „Ostarbeiterinnen"' - im 
NS-Jargon also „rassisch" besonders „minderwertige" J\rbeitskriil'tc - die 
überwiegende Mehrheit (ca. 85':~.) aller in der deutschen Industrie tiitigen 
Ausländerinnen stellten .15 

Gleichzeitig veriinderten sich die C1rundlagen der nationalsozialistischen 
„Arbeitseinsatz''-Politik. Obgleich - wie Ulrich Herbert überzeugend nach-
gewiesen hat - das NS-Regime erst vor dem l Iintergrund kriegswirtschaftli-
cher Zwänge vom Vernichtungskrieg zur gezielten Rekrutierung von „Ostar-
beitern" für die deutsche 1 ndustrie überging und der Einsatz (der Jkgri!T „ Be-
schiiftigung" wäre in diesem Zusammenhang euphe111istisch) ausliindischcr 
Arbeitskräfte nicht von langer Hand vorbereite! \\·ar, stellte sich das NS-Regi-
me sehr schnell aur die neue Situation ein. Der dem Nationalsozialismus seit 

34 Vgl. vor allem Vorstand des DMV. Die Ra1ionalisieru11g i11 der r-.tcuillindrhlric. Berlin l<J.12. 
S. 117. 138; ferner llachtma11n. lndu-;tricarbeit. S. 68. sowie dit in chd„ S . .\29. Anm .. 11 ge-
nannte Literatur. 

35 Frauen aus der Sowjclunion stellten Emk Sepl. 1944 55.<J''.„ und 1:raue11 am l'nlcn 29,4"i„ 
siimtlicher „Fremdarbeiterinnen". Interessant isl. dan die so11'jetische11 .Yremdarbeiter" in 
ihrer Mehrheit weiblich waren (51.1 %), wiihrend 1. B. ha111osc·11 und a11dcrc Westcurop;in. 
die wiihrcnd des Krieges in Deutschland arbeiteten. 1u XII ·~„ bis lJ.i "·„ mii1111liche11 ( ieschkchts 
waren. Vgl. l lcrhen. Fremdar heiler. S. 2T2; ders„ l 'i11lci1u11g 1u: l ·:uropa und dn . .Reic·l1'ci11-
satz". Ausliindischc Zivilarbeiter. Kriq!sgd'a11gc11c u11d KZ-lliiltli11gc in Dcutschla11d 
1938-1945. llg. U. Hcrhcrt. Fsscn 1991. S. 8. 
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350 Rüdiger Hachtmann 

jeher inhärente Rassismus wurde nicht nur von NS-Ideologen, sondern auch 
von „unpolitischen" Betriebswirtschaftlern, Arbeitswissenschaftlern usw. 
auf den einzelbetrieblichen „Arbeitseinsatz" hin konkretisiert. 1 n den angese-
henen technisch-betriebswirtschaftlichen Zeitschriften „Maschinenbau" und 
„Werkstattstechnik und Werkstattsleiter" (seit 1942 „kriegsbedingt" zu einer 
einzigen Zeitschrift zusammengelegt) wurde 1943 bündig festgelegt: 

„Franzosen setzt man dort ein, wo Beweglichkeit und Wendigkeit nötig sind. Für Kolonnenar-
beit, wofür Pünktlichkeit und Regelmäßigkeit Voraussetzung sind, sind sie nicht zu gebrauchen. 
Ostländer bringen dagegen am Fließband, und bei gleichförmiger Arbeit gute Ergebnisse; für 
verwickelte Einzelarbeit, bei der ein gewisses Tempo nötig ist, sind sie im allgemeinen zu schwer-
fällig. Nordische Arbeitskräfte kommen für schmutzige und körperlich schwere Arbeit nicht in 
Betracht.''36 

Das Arbeitswissenschaftliche Institut der DAF hatte bereits bei Kriegsbeginn 
die seit Ende 1941 begonnene Arbeitsteilung nach rassistischen Kriterien 
ideologisch antizipiert, indem es festgestellt hatte, daß „der vorwiegend ost-
ische oder ostbaltische Mensch in der Regel recht gut, der vorwiegend nordi-
sche oder fälische Mensch (gemeint ist immer der ~ann, R. H.) dagegen we-
niger für Fließ- und im besonderen Bandarbeit geeignet ist". 37 Diese Äuße-
rungen enthalten implizit bereits den Hinweis darauf, in welcher Weise das 
NS-Regime das Dilemma, einerseits verstärkt deutsche Frauen für industriel-
le Lohnarbeit mobilisieren zu müssen, andererseits jedoch die Substanz der 
„arischen Rasse" durch „wesensfremde" Beanspruchung deutscher Frauen in 
der Industrie nicht zu gefährden, lösen wollte. 
Der verstärkte „Ausländereinsatz" entband das NS-Regime also vorerst (bis 
Anfang 1943) von der Notwendigkeit, verstärkt deutsche Frauen für die Indu-
strie gewinnen zu müssen. Die ausländischen Arbeitskräfte konnten deutsche 
Frauen auch deshalb besonders gut ersetzen, weil beiden Arbeitnehmergrup-
pen vorwiegend unqualifizierte Arbeitsplätze zugewiesen wurden. Es kann 
deshalb nicht überraschen, daß mit dem massenhaften Einströmen männli-
cher und weiblicher ausländischer Arbeitskräfte der Anteil der deutschen In-
dustriearbeiterinnen, der zuvor kräftig gewachsen war, in den meisten Bran-
chen zu stagnieren begann. Zum Teil wurden deutsche Arbeiterinnen durch 
„Fremdarbeiter'~ beiderlei Geschlechts ersetzt, ohne daß Arbeitsorganisa-
tion und Fertigungstechniken verändert wurden; zum Teil wurden in erster 
Linie „Ostarbeiterinnen" in den Branchen, in denen sich die fertigungstechni-
sche Rationalisierungsbewegung erst während des Krieges durchsetzte - wie 
z. B. dem Werkzeugmaschinenbau-, auf die neu geschaffenen Arbeitsplätze 
an Fließbändern gesetzt und ihnen auf diese Weise die für sie nach den rassisti-
schen Kriterien angeblich besonders geeignete, monotone Tätigkeit zugewie-

36 W. Mohr, Betrieblicher Einsatz der ausländischen Arbeitskräfte, in: MB/WuW 37. 1943, 
s. 379. 

37 AWI der DAF, Die Einsatzfähigkeit von Arbeitskräften für Fließbandarbeiten, in: dass„ 
Jahrbuch 1939, Bd. I, S. 449; vgl. auch ebd., S. 299. 
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sen. Eine Reihe von Grümk11 sprach in dCll 1\ugC11 des NS-Regimes und der 
Unternehmersehart für den r:insat; \Oll .J're111darbeitern" statt deutscher 
Frauen. Von sekundiirer Bedcutu11g \\'ar. daß sich durch den . .Fremdarbeiter-
einsatz" die Lohnkosten (weiter) redu1icrrn licl.\cn: ,1ur l11dus1ricarbcit im 
Deutschen Reich gu:wungcnc \\'Ci bliche Angchiirigc der sowjctischc11 Bcviil-
kerung kamen im übrigen die l1111crnchn1cr noch dcutlicl1 „hilligcr" als selbst 
miinnliche „Ostarbeiter"." 

„Der größte Vorteil" - '" kothlaticrk der Di1c·k1,>r dc·1 1 ic'>c'lcr-l:lug;c·ug11c·1 ke - „dn :\thl:in-
derbeschiiftigung gegenüber dc·n1 J'rüherrn /ustand <kt llc,ch:ii'1ip1n~ nu1 tkuhchcr Werkcr 
liegt darin, daß wir nur llcil'hlc erkilrn brauchen. kc·in \V1dc1,p111ch e1fol~t. h·in \'nhandcln nü-
tig ist(, .. ). Der Ausliindcr i't sofort 1ur Stelle'. 11en 11 c1 1 i1r Ciher't t111den und So1rnt;1gein,at1 be-
nötigt wird. l's sind Kriilk \orlwnden l\ir da' "111- und Bel:idcn "'n \\'agrnns auch aulkrh;tlh 
der Arbeitszeit und was solcher Vorkile md11 sind. 1 1 Streiti~kc1ten 11nte1 Athliinckrn 11ege11 
der Arbeits1L1teilung erfolgen nie'. wc·il die Arbeit 11 idehpruelhlo, au,111J'i1h rc·n i,1 _ \' it·l i'1hcrllii'-
sige Schwatzzcit ist in l„ortfoll geko111rnen, und eine n;1hC1u h1111dertprn1enti1•e ,\1mese11h•:it de·, 
;\usliindcrs am ;\rbeitsplat1 ist t.kr 1:all. Sell"t die 1\ho1 t1cit mit 1elrn Mi11ukn wird kontrnllie1 t. 
überwacht und bei Übertretung be,trai't. Dc·r 1\rheihbegi1111 i,t pünktlich. da die· ,\thl:inder 1t1111 
großen Teil abgeholt werden( ... ). lkr ,\1heih1eitantcil i,t irn gan1en ein g.1<„L\erc·r .11' hc·i de111-
schen Gcfolgschaftsmitgliedern. Die FntJaqung deuhcher r>-Linncr a11 µc\lmdhc·ih>chadlic·hen 
Pliitzcn wie Sprit?lackiererei, Sandslrahlcrei. l.l<nalh;1d. ( ilil11had 11nd anderen ist c•i11gc·tretc·n 
und von erheblichem Wert."1'J 

Die hier zynisch formulierten „Vorteile'" der AusLindcrbcschiirtigung galten 
auch für die „Fremdarbeiterinnen··: Die Arbeitsleistung der „Ostarbeiterin-
nen" entsprach fast der der deutschen f"rauen. '"Deutsche Frauen durften je-
doch nur tagsüber und überdies vielfach nur halbtags be~chiiftigt werden, an-
dernfalls mußte man mit „Disziplinlo~igkcit'" beziehungsweise dc111 Lin-
schreiten der Gewcrbcaulsicht rechnen. Nicht nur 111iinnlichc „Chtarbcitcr'". 
auch sowjetische J\rbcitcrinncn konnten die Bctricbslcitungrn dagegen be-
denkenlos in Nacht- und Spiitschichtcn ~owic aul' Arbeitspliillcn mit hoher 
Staub- und Uirmbclastung einsetzen. Fnlsprcchrnd schlimm \\'aren die i\r-

38 Vgl. Herbert, Fremdarbeiter, S. 2071' Der Yernwhrlc „.\usl:indnc·i11':1t1" lil'il ,j,·h hetlid1 
nicht widerspruchsJ'rci ins itkologische Ko111c·pt dn N.1tt<)ll;tiso1i;tli,1en ei11p'""'IL Die· n1as-
scnhaftc Bc~ch~ifligung vnn „ l ;remda rlwi lL'rn" 'c r~t ic!) 1..·1~·ti~ 1l1ch t.q1.c11 tLt"' r;1 ""i-..11-.,cl1l' Pri 11-

zi p der „Blutreinheit". L,-,1die1t1g_,:,pi111c rnilit;iri"·he I.1gc· 11nd dn ''eh \er,ch:irkndc· ,\1-
beitskriiftemang.cl fiihrten t"1nn d;uu, dal.\ !ll.1n dic''l' idcnl<>gischen Sk1upcl ;1hkg1c· (\gl 
U. Herbert. Arbciterschaf't irn .. Dritten Reic·h". /.·1i,c·ill'nhil;1n1 und <>lfr1w !·ra1•c·n. in: <i<i 
15. 1989, S. 350.) 

39 Zitiert nach: D. Eichhol11. (ie'l·hil'illc' der deut.c·hc'll l\.nc·p.s1111hehalt. lld . .2. lkrli11 l'lo:i. 
S. 281 f„ bzw. I krbcrt, l·rellldarheiter, S. 27') i'„ clc·1 /II Rc·cht d,11:1ul !111111e1,1. <L11.\ e' "'·h 111c·1 
um ei11en „soz.ialpoliti>;chen Wt11hehtc'I tc·I" li;11Hklic. ck111 111 der l'ra sis, >II c·t lll·hlic·l 1c l'rohk-
me der Untcrnehmen,Jeitunµen rnit auslii11disc·l1L'11 /i1 iL11hc·i1n11 !'Cµc·1nihc·r,\a11dc·n. l 1111,·1 
welchen llcdingung.cn ausliindi,che 1\rheihkr:ilic· 1111d inshes<>ndc·1e K/-1 Liltl111gc· an 1 lic·l\-
biindcr etc. cingcsel/t wunlcn. hal jet1t IC l·riihc• !Der .'\1hc·1twin"1\1 \On l..:/-ILil1l1n"c'n 
und die Perspektive der lnd11stric. in: h1rnp,1 1111d dc·1 „Rc·ic·l»c·i11,a\1", S \111 ff. \1i7 I ) c·111 
drucksvoll beschrieben. 

40 In Rheinland-Westfalen l;1gen l\1it1c· l<l--1.\ ""' i11d1is1r1l'lk11 :\1hc·ihki,tu11~c·11 "'11.ie1i><hc·1 
1 :rauen im Vergleich /ll denen deuhchcr I· rauc·n hc·1<111--11111""111.ic·l 1 1 k1hc·11. 1 lc'nHL11 hc•t \<'I. 
S. 278). 
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beitsbedingungen; in manchen Maschinenbaubetrieben wie bei Boehringer 
war bei sowjetischen „Frauen schon nach kurzer Zeit das jugendliche Alter 
aufgrund der unmenschlichen Lebens- und Arbeitsbedingungen nicht mehr 
erkennbar".41 

Die Situation schwangerer „Fremdarbeiterinnen" und ihrer während der 
Zwangsarbeitszeit geborenen Kinder wurde durch die Anwendung rassebio-
logischer Grundsätze des NS-Regimes zusätzlich verschärft. „Ostarbeiterin-
nen" waren bei Schwangerschaft bis Ende 1942 „sofort abzuschieben".42 Da-
nach wurden Abschiebungen weitgehend unterbunden, da die betroffenen 
Frauen verdächtigt wurden, Schwangerschaften in der Absicht herbeigeführt 
zu haben, um in die Heimat zurückkehren zu können. Vorwiegend sowjeti-
sche Arbeiterinnen wurden in offenbar großer Zahl sterilisiert; vor allem aber 
entwickelten sich Schwangerschaftsunterbrechungen bei Polinnen und Ostar-
beiterinnen zu einer allgemein geübten Praxis (während bei deutschen Frauen 
sorgsam auf die Einhaltung des§ 218 geachtet wurde). Trotz schlimmster Be-
dingungen mag vielen „Fremdarbeiterinnen" die Abtreibung im Vergleich 
zur Entbindung als die erträglichere Alternative erschienen sein; denn (so be-
richtete im Sommer 1943 ein Beamter des Auswärtigen Amtes über Berliner 
Ostarbeiterlager) „der größte Teil der Arbeiterinnen (schien) die Entbindung 
mehr (zu) fürchten als den Tod. So mußte ich selbst sehen, wie Ostarbeiterin-
nen auf Betten ohne Matratze auf den Stahlfedern lagen und in diesem Zu-
stande entbinden mußten." Überstanden Mutter und Kind die Geburt le-
bend, mußten diese Frauen aufgrund einer Vereinbarung zwischen Himmler 
und Sauckel Mitte 1943 ihre Kinder, so sie „gutrassig" waren, in besondere 
Kinderheime geben, wo sie als „Deutsche" erzogen werden sollten. 
„Schlechtrassige", d. h. die Mehrheit der von sowjetischen und polnischen 
Frauen geborenen Kinder, wurde in Anstalten untergebracht, die euphemi-
stisch als „Ausländerkinder-Pflegestätten" bezeichnet wurden und durch 
knappe Lebensmittelversorgung, allgemein schlechte Lebensbedingungen 
und entsprechend hohe Todesraten charakterisiert waren.43 

Der „Arbeitseinsatz" zahlreicher „Ostarbeiterinnen" und Polinnen in der 
deutschen Industrie diente außerdem dazu, auch die weibliche Industriear-
beiterschaft entlang von „Rasse"-Kriterien aufzusplittern und gegeneinander 
auszuspielen. „Vor Maschinen stelle ich keine deutschen Frauen, dafür sind 
Russinnen gerade gut genug", brachte Sauckel die Diskriminierung sowjeti-
scher Frauen auf eine griffige Formel.44 Bestimmte Tätigkeiten .wurden zu 
„Ausländerberufen"; deutsche Frauen weigerten sich, an solchen Arbeits-

41 Zitiert nach: Eichholtz, Kriegswirtschaft, Bd. 2, S. 273. 
42 So z.B. die Formulierung einer Verfügung der Abt. Verkehr der GHH vom 2. Okt. 1942, in: 

HA GHH 400 101/1. 
43 Hierzu ausführlich: Herbert, Fremdarbeiter, S. 247ff., Zitat: S. 293, sowie als Fallstudie: 

B. Vögel, „Entbindungsheim für Ostarbeiterinnen". Braunschweig, Broitzemer Straße 200, 
Hamburg 1989. 

44 Zitiert nach: Bajohr, S. 254. 
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plätzen zu arbeiten. Andere deutsche l11dustricarhcitcri11ncn suchtc11 u11tcr 
Hinweis auf die steigende Zahl beschäftigter ,\usländcr die Liisu11g ihrer Ar-
beitsverhältnisse zu crreichcn.·1·· Daß die l lierarchisicrung 11ach 11ationalc11 
bzw. rassistischen Kriterien darüber hinaus zur Spaltu11g u11d „Lntsolidari-
sierung" unter den „Frcmdarbcitcrin11en"' beitrug, macht z. B. eine Meldung 
des SD deutlich, in der berichtet wird. dal.\ die „gemeinsame U11tcrbringu11g"' 
mit „Ostarbeiterinnen" und Poli11ncn bei Nicdcrlii11dcri1111cn „bcsondcrc11 
Unwillen" erregt habe.„" Innerhalb der „Ostarbcitcrschal't" \\·icdcrum licl.\c11 
sich die übliche11 strukturellen Diskrin1i11icru11gc11 weiblicher Arbcitskrii!'tc 
gegenüber münnlichen beobachtc11: Neben 11icdrigcrc11 Li1h11cn ist aulTiillig. 
daß Ende 1942, als vor dem Hintergrund des sich vcrschiirl'c11dcn Ma11gcls an 
deutsche11 Facharbeitern auch .Yrcmdarbcitcr"' l'.unchmcnd auf qualifizier-
teren Arbeitsplätzen eingesetzt wurden. „Ostarbcitcrinnc1f" hiiurigcr als 
männliche sowjetische Arbcitskriiftc auf unqualifizierten Arbcitsrlätzcn vcr-
bliebenY 
Welche Auswirkungen auf die Zusammcnsctzu11g der Bclcgsclwtk11 hatten 
die hier nur grob skizzierten rassistischen Diskriminierungen und Privilcgic·-
rungen? Während des Krieges scheint sich - grob gesagt - folgende hinn ra-;-
sistischer Hierarchisierung unter der Gesamtheit der i11 der deutschen Indu-
strie Beschäftigten (also cinschlid\lich der Angestellten) in Konturen ausge-
bildet zu haben: In höheren und mittleren /\ngcstclltcnfunktillncn v\urdc11 
deutsche Männer konzentricrL in die unteren Angcstclltc111'unktionc11 rück-
ten immer häufiger deutsche 1-raucn 11ach. Innerhalb der Arbcitcrsclwl't iib-
ten deutsche männliche Arbeiter in zunclnnendc111 Maße Tiitigkcitcn als Mei-
ster oder Vorarbeiter aus; unqualifizierte Arbcitcr!'unktioncn wies man in er-
ster Linie den ausliindischen Arbeitskriirtcn zu. Zwar blichen dcutsclie 
Frauen auch in der zweiten Kriegshiill'tc in grol.\cr /,ahl aul'an- und ungelern-
ten Arbeitspliitzen beschäftigt.jedoch ging ihr Anteil an der Ciesamtarbcitcr-
schaft - so liißt sich aus den wenigen vorliegenden statistischen Angaben 
schließen - zurück: Von September 19.:19 bis Ende 1942 verringerte sich die 
Zahl der in der deutschen Wirtschaft bcsch:irtigten deutschen Arbeitcri11nc11 
um ungefähr eine Viertelmillion. die der weiblichen Angestellten wuchs dage-
gen um 130000. 18 Wiihrend der zweiten l liill'tc des Krieges wird sich dieser 
Prozeß der „Fe111i11isien111g der A11gcstclltc11" - der im übrigen 1945 nicht ab-
brach, sondern in der Bundesrepublik seine Fortsct1.ung fand - miig.lichc1wci-
se noch beschleunigt haben. Für einzelne Branchen rcpriiscnlativc Angaben 
über das Ausmaß dieser Entwicklung vorzukgcn ist fiir die Jahre Jl)JlJ bis 
1945 zwar nicht möglich, da d ic vom Statist isehcn Rcichsa 111 t rnrge1Hrnm1cnc11 

45 Vgl. z.B. Meldungen aus dem Reich vo111 17. i\ug. i'>-!2, S. ·ll!\llf. 
46 Meldungen aus dem Reich vorn 25. Okt. J<J.l,1, S '.\<J27 
47 Vgl. Herbert, Fremdarbeiter. S. 20!>. Tab. 2'.\ (lhp. Krupp-( if. J. 
48 Vgl. Winkkr, 1:rauenarbci(. S. 12.1, ""'ie 1\1. l'rin1. \10111neue111\1ittel,tand1u111 V0Jk,ye11,,.,-

scn. Die Entwicklung des s(llialcn Sta!us der Angeskllten von der Wc·i111arn Rcp11lilik hi-, 
zum Ende der NS-Zeit. Miinchrn 1901>, S. 2.\0. 
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354 Rüdiger Hachtmann 

Erhebungen üblicherweise nicht nach Arbeiter- und Angestelltenstatus diffe-
renzieren; einzelbetriebliche Angaben zeigen jedoch, daß es sich bei der „Fc-
minisierung der Angestellten" während des Zweiten Weltkriegs um einen tief-
greifenden Wandel handelte: Bei Krupp erhöhte sich der Anteil der Frauen 
an der Gesamtheit der Angestellten von 5,0% im Jahre 1938 und 10,8 (y;J 1939 
auf 26,0% 1942.49 In anderen Unternehmen der Eisen- und Stahlindustrie 
und in weiteren Sektoren der Produktionsgüterindustrie, sowie übrigens auch 
im öffentlichen Dienst, waren ähnliche Prozesse zu beobachten. Selbst in der 
Elektroindustrie mit ihrem traditionell hohen Arbeiterinnenanteil ist die 
wachsende Zahl beschäftigter deutscher Frauen seit 1939 - so läßt sich am 
Beispiel Siemens nachweisen - in erster Linie auf die rasch zunehmende Be-
schäftigung weiblicher Angestellter zurückzuführen. Der Anteil der eigentli-
chen Produktionsarbeiterinnen einschließlich der ausländischen Arbeiterin-
nen stagnierte dagegen weitgehend; er wäre zurückgegangen, wären aus-
schließlich die Arbeiterinnen deutscher Staatsangehörigkeit einbezogen. 50 

Wie sehr die Gebärfähigkeit der deutschen Arbeiterinnen und ihre Rolle als 
Mütter für das NS-Regime im Vordergrund standen, läßt sich auch anhand 
einer auf den ersten Blick überraschenden gesetzgeberischen Maßnahme zei-
gen: Mitten im Krieg, am 17. Mai 1942- als die militärische Wende zu Ungun-
sten des „Dritten Reiches" bereits absehbar war (Kriegseintritt der USA, 
Schlacht um Moskau)-, erließ die deutsche Reichsregierung ein neues Mut-
terschutzgesetz. Stärker als zuvor sollten schwangere deutsche Arbeiterinnen 
unter die Obhut des Staates genommen werden (Verbot von gesundheitsge-
fährdender und Mehrarbeit, Sonntags-und Nachtarbeit); vorgesehen wurden 
des weiteren die vermehrte Einrichtung von Betriebskindergärten und die 
Verlängerung von Stillpausen. Der Kündigungsschutz wurde gegenüber dem 
Mutterschutzgesetz vom 16. Juli 1927 verbessert sowie der Geltungsbereich 
des Mutterschutzes auf Heimarbeiterinnen, weibliche Beschüftigte in der 
Land- und Forstwirtschaft ausgedehnt. Es war zwar von Anbeginn das „Ide-
alziel" des NS-Regimes, „die deutsche Frau von der Erwerbsarbeit überhaupt 

49 Zahlen nach: Prinz, S. 239 (Tab. 18). In den letzten beiden Kriegsjahren ging dieser Anteil 
geringfügig auf 24,4 % bzw. 24,3 % zurück. 

50 In den Siemens-Werken Berlin (SSW und S&H AG) erhöhte sich der Frauenanteil bei den 
Angestellten von 7,0% 1914 über 16,9% 1932 auf27,9% 1939; 1941 lag dieser Prozentsatz bei 
33,4 %, ein Jahr später schon bei 37,4 % und 1944 schließlich bei 39,6 'X,. Der Arbeiterinnenan-
teil stieg in diesem elektrotechnischen Großunternehmen weit langsamer von 37,2% 1939 
über 39,7'Vo 1942 auf 40,6% 1944 (1914: 28,3%; 1932: 30,4%; nach: Sachse, Betriebliche Sozial-
politik, S. 217; etwas andere Zahlen bei Prinz, S. 239). In den Kölner Kupfer- und Kabelwer-
ken war dieser Trend ähnlich eindeutig: Hier stieg der Anteil der Frauen an (kr Gcsamthdt 
der Angestellten von 13,4% 1932 und 20,2% 1939 über 32,7% 1942 auf schließlich 36,9')'(, 1944. 
Der Arbeiterinnenanteil sank in diesem Unternehmen in der zweiten Kriegshiilfte (von 34,9')'(, 
1942 auf 33,0% 1944) übrigens genauso wie in den Kölner Betrieben von Klöckner-Hum-
boklt-Deutz (Rückgang von 24,6% 1941auf12,4°;(, 1943; nach: Riither, S. 441, 447). Zum Teil 
noch stärker war dieser Trend im öffentlichen Dienst, etwa bei der Post (vgl. C. Garncr, Politi-
sche Umwiilzung, personeller Umbruch und struktureller Wandel: Sozialgeschichte der öf-
fentlich Beschäftigten in den Westzonen 1945-49, (Ms.) Berlin 1990, S. 13). 
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freizustellen, sie für ihre Aufgaben als Lhcl'rau und Mutter besondeh 1u er-
tüchtigen··.;i Indessen glaubte das NS-Regime ;uniichsL auf den Aushau der 
Mutterschutzgesetzgebung verzichten ;u kiinnen. \\'eil man hoffte, Frauen 
allmiihlich von lohnabhiingiger Frwcrbstiitigkeit ausschlicl.len ;u kiinnen. 
Nachdem sich in den Vorkriegsjahren und vor a llcm wiihrend des Kriege' her-
ausgestellt hatte, daß auf 1:rauenarhcit in der Industrie vorerst nicht \·er-
zichtet werden konnte. nachdem dariihn hinaus eine deutlich :tfötcigernk 
Süuglings- und Kindersterblichkeit in den ersten Kriegsjahren das rassepnliti-
sche Ziel unmittelbar zu bedrohen schien,'' entschlossen -;ich die staatlichen 
Funk tionstriiger zum rnassi ven Aushau des Mut ter,ch u tzcs. 0 her den k ricgs-
wirtschaftlichen „Notwendigkeiten" verloren die politischen Repriisentanten 
der „arischen Herrenrasse" ihr Ziel. die deutschen 1 rauen ihrer „\\'cscns-
gernäßen Rolle" als Mütter und l lausfrauen 1u1urtihren. nicht au' den Au-
gen. Der Ausbau des Mutterschut;es sollte - cbcmn wie die Ausweitung der 
Teilzeitarbeit - aus der Sicht der NS-Führer den Widcr-,pruch ;wischen „Ar-
beitsschlacht" und „Geburtcnschlachr· für die /.cit de-, Krieges l1:i-..cn und die 
Gebiirfühigkeit deutscher Frauen sichern. Das Muttcrschuti'gcset; \\':tr im 
übrigen keineswegs nur eine propagandistische Aktion: Obwohl die (icwcr-
beaufsicht wiihrend des Krieges allgemein an Autnritiit verlor. blich sie im 
Hinblick auf die Üherwachu1~g dcr~Einhaltung der Muttcrschut1- und son-
stigen Arbeitsschutzbestimmungen riir dcut...chc 1:raucn nffcnbar \\irkungs-
voll. 
Der Ausbau des Mutterschutzes, aul.lcrdem die oben ski11ierten sozialen 
Konzessionen des NS-Regimes (immer nur:) a 11 dc111.1cll1' h-:1 uen sowie die r;1-
sche Ausbreitung von Teilzeitbeschiil'tig.ung. in der Industrie erkliiren ein auf' 
den Blick überraschendes Phiinomen: 1941 und l<J44 lag der Krankenstand 
von weiblichen Beschiiftigten in allen Wirtschafts1wcig.en deutlich unter dem 
Niveau ihrer männlichen Kollegen (Tab. 7).''' 1:i111elhetrieblichcn Angaben 
ist zu entnehmen. da!.\ diese Entwicklung besonders stark hei Arheitninnen. 
kaum dagegen bei weiblichen Angestellten ausgepriigt und aulkrdem erst in 
der zweiten Kricgshiilrte m beobachten war.' 1 Bis 1.ur .Jahreswende t<J4l/·i2 

51 W. Schumann u. L. Brucker. i\rheit. i\rhc1tcr, Sn1i:dpnl1ti\... Berlin J<J\.l, S. 12-11\'., 1itic·11 
nach: N. Prculkr (llg.). i\rrnut und So1i:1hL1<1t. Bel. 1, l\ti111C·hen l1lX2. S 2117. llrnd.cr und 
Schumann wurden 1war Lndc 11!.1.l ihrc·1 politi"·lwn 1 unk1ionc·n e11th11hc11: ih1 hin l"mnu-
licrtcs Postulat behiell jedoeh bis Kriegsc'lltk ( ii'dti~:,ei1 

52 Gegenüber 1938 halte sich die Ki11dn,tc·1hlic·l1\..c·i1 lllL c't11.11·1i11I, bh l'l-l2 '"g.11 um ,·;1. 1L'irn 
Prozent erhiil11: die Siiuglingsstnhlichkc·it l:ig i'J 17 lx·i ·.ic·kn l'ro1c11t. l''"ltl bei knapp 1ehn 
Prozent (vgl. Werner. S. 57. 162: dilleric1c·mk ,.\n;':dwn 111: lk11hchl:1nd im lllL'itcn \\'l'i1-
kricg, Bd. (1. Kiiln 1984. S. 247). 

53 Bei der Tab. 7 ist allerdings ;u bcrüdsic·lnigcn. dal\ 'i:h 11iihrc11d de·, K1ic•gc'' offl'llb.11 d11· 
Erhebungsmethoden verii11ckrte11: Zumindest bis l1J.11J 11 urckn <1lll'h \Viich11eri11ncn 111 d1·11 
„Kranken" gcrcchnd (vgl. St. DR„ Hd. :i2'J. S 21ii .\Jkrn .·\n,clll·in 11urdc· l\l1111c·r"·l1:11't,111 
\aub etc. seil etwa 1942 nicht 111ehr unkr .. Kra11kc·11,tand" ,11Ji,111n1c·11: n1;i111 11111dc·11 11111 
deutsche i\rbcitcr1innc11. 

54 Vgl. die jewdls nach (ieschlechl ,poill1intl'n ,\1bc·1tcrf.1.1nkcn,tci11dc· 111 den l\ii1rnlw1~c·r 

Werken der SSW 19.\Y.l·I hi' Okt. 11q.1, in: S:\:\ I~ 1 c '<i.1 . die· l~ranLc·1htcindc· dn ·\1Jo,·i1c·1 
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356 Rüdiger Hachtmann 

(und auch nach 1945) galt der umgekehrte Trend: „Traditionell" war im Deut-
schen Reich der Krankenstand bei Frauen auffällig höher als bei Männern 
(seit 1936 allerdings mit abnehmender Tendenz). Für die generell - bei Män-
nern wie Frauen - niedrigen Krankenstände55 während des Krieges war ein 
ganzes Bündel „gesundheitspolitischer" Restriktionen verantwortlich, das 
hier nicht näher dargestellt werden kann (der systematische Ausbau ver-
trauensärztlicher Kontrolluntersuchungen, die Kriminalisierung angeblich 
„krankenscheinfreudiger" Kassenärzte, die Einführung der Institution des 
„Betriebsarztes", der in seinem Handeln gleichzeitig dem einzelnen Unter-
nehmer wie dem „Haupt- und DAF-Amt für Volksgesundheit" verpflichtet 
war, der Ausbau der betrieblichen Krankenkontrolle u. a. m.).56 

Die dramatische Niederlage und Kapitulation riesiger deutscher Armeen in 
Stalingrad, die im Januar/Februar 1943 besiegelt wurde, hatte für den Arbeits-
einsatz im Reich zweierlei Konsequenzen: Erstens mußten weitere männliche 
deutsche Industriearbeiter die entstandenen Lücken an der Front schließen; 
zweitens war absehbar, daß die scheinbar unerschöpflichen Arbeitskräftere-
serven im Osten versiegen würden. Vor diesem Hintergrund wurde die Mobili-
sierung aller deutschen Frauen für die Wirtschaft, insbesondere für die Rü-
stungsindustrie, erneut aktuell. 
Eine allgemeine Arbeits- und Meldepflicht für Frauen war zwar bereits vor 
Kriegsbeginn diskutiert und von maßgeblichen Institutionen und Repräsen-
tanten des NS-Regimes (u. a. Ley, Goebbels, Seldte, Speer, Sauckel) auch in 
den Jahren 1940 bis 1942 immer wieder gefordert worden, scheiterte jedoch 
regelmäßig am Veto Hitlers, da „dessen größte Sorge der Gesundheit der deut-
schen Frauen und Mädchen und damit der jetzigen und zukünftigen Mütter 
unseres Volkes" galt. 57 Erst als die militärischen Niederlagen und die offen-
sichtlicher werdende ökonomische Unterlegenheit des Deutschen Reiches 
seinen Kriegsgegnern gegenüber die verstärkte Mobilisierung von Frauen un-
abweisbar machten (und sich gezeigt hatte, daß moralische Apelle zur freiwil-
ligen Aufnahme industrieller Arbeit ebensowenig gefruchtet hatten wie Dro-

und Angestellten bei den Vereinigten Stahlwerken 1942 bis 1944 nach: Prinz, S. 269 (Tab. 23), 
sowie Tab. 7. 

55 Obwohl die Arbeitskräfteknappheit seit den Vorkriegsjahren weitaus drückender als 1928/29 
war, verzeichneten die Betriebskrankenkassen 1938 bis 1944 Krankenstände, die um ungefähr 
ein Drittel unter dem Niveau von 1929 lagen (vgl. Hachtmann, Industriearbeit, S. 245, 
Tab. 22). 

56 Ausführlicher hierzu: ebd., S. 234-44. 
57 Ausführungen Sauckels im Rahmen seines „Programms des Arbeitseinsatzes, nach: IMG, 

Bd. 25, S. 63 (Dok. 015-PS); zu den älteren Initiativen führender NS-Vertreter in dieser Hin-
sicht vgl. IMG, Bd. 33, S. 151 (Dok. 3787-PS); Gersdorff, S. 285 f., 325 f.; ferner Goebbels Ta-
gebucheintrag vom 4. April 1941, S. 567; zu weiteren Initiativen während der Jahre 1940 bis 
1942 vgl. vor allem Winkler, Frauenarbeit, S. 93ff., 104, 109; L. J. Rupp, Klassenzugehörig-
keit und Arbeitseinsatz der Frauen im Dritten Reich, in: Soziale Welt 1980, S. 193 ff.; dies., 
Mobilizing Women for War. German und American Propaganda 1939-1945, Princeton 1978, 
S. 83 f.; M.-L. Recker, Nationalsozialistische Sozialpolitik im Zweiten Weltkrieg, München 
1985, s. 79, 170. 
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hungen mit der Kürzung des hunilienunterhalhL konnte l litler von de11 rüh-
renden Vertretern des NS-Regime> zur l'.inl'ührung der Meldepllicht überre-
det werden. Im einzelnen sah die Meldepllichtverordnu11g vom 27. Januar 
1943 vor, daß alle h«tuen im Alter von 17 bis 45 Jahren und alle Miinner im 
Alter von 16 bis 65 Jahren sich für „i\ul'gaben der Reichsverteidigung" in der 
Kriegswirtschaft zu melden hatte11. Ausge110111men waren schwangere Frau-
en, Frauen mit einem noch nicht schulpflichtigen Kind oder mit zwei Kindern 
unter 14 Jahren. 
In der Arbeiterschaft wurde die Einführung der Mekkptlicht für alle arbeits-
fähigen Frauen zwischen 17 und 45 enthusiasti<;ch begrüßt. Der S[) berichtete 
in seinen „Meldungen aus dem Reich" vom 4. l·'cllruar 1943. da LI die Verord-
nung vom 27. Januar 1943 in allen Reichsteilen „besonders von der arbeiten-
den Bevölkerung zustimmend begrüßt worden ist und in diesen Kreisen eine 
gewisse Genugtuung ausgelöst hat. Dabei komme allerdings immer wieder 
das Bedauern darüber zum Ausdruck, daß diese Verordnung nicht bereits frü-
her erschienen ist:·1x Insbesondere unter „Frauen aus den Kreisen der Ar-
beiterbevölkerung" hatte sich schon frühzeitig Unmut darüber geregt, daß 
nur „auf die Frauen der Arbeiter und kleinen Leute zurückgegriffen'" werde, 
nicht aber auf Frauen aus „bess·~rgestcllten Kreisen'"; besorgte Meldungen 
darüber finden sich in den SD-Berichten seit Kriegsbeginn in schöner Regcl-
mäßigkeit.59 In gewisser Weise konnte deshalb die Verordnung vom 27. Ja-
nuar 1943 als Zugestiindnis des NS-Regimes an die Arbeiterschaft gewertet 
werden. Schon bald hagelte es jedoch aus der Arbeiterschaft Kritik an der 
Meldepflicht-Verordnung; der SD mußte keine zwei Wochen nach Bekannt-
werden der Verordnung melden: 

„Nach Veröffentlichung des Wortlauks der Verordnung sei man jedoch L'rstaunt gewesen. da!.\ 
sie so viele Aus1111/1111e11 gelten lasse. Das Mi[:;füllrn hierüber kiirne in teihvcise recht drastischen 
Äußerungen wie ,Gummi-Verordnung' US\\. 1urn Ausdrnck. ( ... ) Die ,l\'c·iche' und .inkonse-
quente Formulierung' der Verordnung. vorn 27. 1. wird weiterhin ahfollig he,prochcn. ( ieradou 

58 Meldungen aus dem Reich vom 4. Febr. t•J4:;, S. 47'i(1; l'gl. 1. ll. auch Monahbericht des Re· 
gierungspriisidenten von Oberbayern vom X. hbr. 19-t\ und MLllLt1'hericl1t Lks Rcg1erungs-
priisidcnten von Ober- und Mittelf'rankcn l'Olll X. Miir1 i'l-l.1. nach: Liber. S. 1122 L Bereits die 
-in erster Linie auf' weibliche Ang.ehiirigc der ;'vlittel- und Ohcrschichtrn 1iek1Hk- „Verord-
nung über den Einsatz rnsiit1lichc·r landwirts1:h,11ilichn Arkitshiilk" v11111 7. Mii11 1942 
hatte „besonders in Arbeiterkreisc'n tic+,tc Bci'ric·d1gune ausg.c·li\,t" ( Mcldun;'.L'll aus den1 
Reich vom 18. Mai 19-12, S . .17501'.J. 

59 Vgl. Meldungen aus dem Reich seit Anf'ang. l'Hll sml'iL' divnsc llcrichtc, in: Lihn. S. 'i95, (101. 
609, 6D, 617, 6!9f„ und Bayern in der NS-Zeit. lld. I, S . .10.\. Rupp hat da rau\ aul'rnnksarn 
gemacht, dall die Aversion der Nationalst11ialiqen g.eg.eniilicr marxisti,chcr Tcnninnlog.i,_. 
diese zu einer umcharfen smialcn Kategorisicru11g vcranbllte ( Rupp. K b"c'n1u~.ehiirigkeit. 
S. 196); mit „kleinen Leuten" werden 1. B. auch 1\ngchiirig.e der unteren Mll tcJ,chichtcn ge-
meint gewesen sein. In den Lag.e- und Stinllllllllt"hnichtcn dn verscltic·dc·nc·n NS-lihtitutio-
nen wird aulkrdem vielfach nicht n'1ch ( ieschll'L'11t ditlerc·n1in1 und d:idurclt sug.gl'l'ic·rt. m11 
„Arbeiterschaft" u. ii. sei nur deren niiinnliclter Teil gemeint. 11\muld 1n dc·n lkricltten ük1 
die „Arbeiterbevölkerung" Stimmungen und i'i.ul.\crnng.rn auch der i:i·,ruc·n 1usarnmengef:d.\t 
sind. 
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mit Spannung wartet man auf das Anlaufen dieser Maßnahme und insbesondere darauf, ob die 
Angehörigen der Oberschicht auch wirklich gerecht mit einbezogen werden. ( ... )In einer wirk-
lich lückenlosen Durchführung der Maßnahme sieht ein großer Teil da Bevölkerung geradezu 
einen Prüfstein für das Vorhandensein einer wirklichen Volksgemeinschaft( ... ). Mit welchem In-
teresse die Volksgenossen die Durchführung der Verordnung verfolgen, sei z. B. daraus zu erken-
nen, daß sich verschiedene Arbeiter bereits Adressen von in der Nähe wohnenden Frauen der 
sog. „besseren Schicht" notiert hätten, um festzustellen, ob und in welcher Weise diese Frauen 
zum Arbeitseinsatz erfaßt würden. Derartige „Kontrollabsichten" werden( ... ) in den öffentli-
chen Verkehrsmitteln teilweise offen diskutiert. In den vorliegenden Berichten wird deshalb all-
gemein die Schlußfolgerung gezogen, daß es nicht allein vom arbeitseinsatzmälligen Gesichts-
punkt aus nötig sei, die Verordnung mit der angekündigten Schärfe und Gerechtigkeit dmchzu-
führen, sondern daß darüber hinaus eine zu milde Durchführung der Maßnahme das Vertrauen 
des Volkes ganz erheblich beeinflussen würde."60 

Solcherart Kritik aus der deutschen Arbeiterklasse, die sich zudem keines-
wegs nur auf deren männliche Mitglieder beschränkte, ebbte in der Folgezeit 
nicht ab, sondern nahm eher noch zu. 
Die Angst vor „Unmut" in der Arbeiterbevölkerung, vor einer Wiederholung 
der Revolution 1918/19 kann es also nicht gewesen sein, die Hitler mit der Ein-
führung der Meldepflicht für Frauen so zögern ließ. Der deutschen Arbeiter-
klasse hätten sich Hitler und das NS-Regime politisch viel wirkungsvoller ver-
sichert, wenn sie die Meldepflicht für alle Frauen früher eingeführt und kon-
sequenter umgesetzt hätten. Die Abneigung Hitlers in dieser Hinsicht speist 
sich vielmehr in erster Linie aus einer anderen Quelle - dem Denken in bürger-
lichen Klassenkategorien, das bei Hitler selbst, aber auch bei den meisten an-
deren führenden Nationalsozialisten sehr ausgeprägt war. Göring z. B. recht-
fertigte die Ablehnung der allgemeinen Frauendienstverpflichtung mit der 
Bemerkung: „Wenn das Rassepferd am Pflug eingespannt werde, verbrauche 
es sich schneller als das Arbeitspferd".61 Daß die soziale Selektion bei der 
Arbeitsverpflichtung von Frauen wesentlich dem Klassencharakter des NS-
Regimes geschuldet war, wurde innerhalb der Arbeiterschaft intuitiv gespürt; 
es machten sich - so meldete der SD Mitte März - bei männlichen wie weibli-
chen „Gefolgschaftsmitgliedern einzelner Betriebe klassenkämpferische In-
stinkte bemerkbar, und es herrscht dort die Meinung vor, ,daß jetzt alle erfaß-
ten Frauen, insbesondere Frauen der sogenannten besseren Schichten, denen 
man eine Heranziehung zum Einsatz gönnt, sofort in möglichst schwere Ar-
beit eingesetzt werden müssen'".62 Übersehen werden darf außerdem nicht, 

60 Meldungen aus dem Reich vom 4. Febr. 1943, S. 4751 f., 4756ff., 4759 (H. i. 0.). 
61 Vgl. Brief des Chefs des SS-Hauptamtes an Himmler vom 2. April 1942, in: H. Heiber (Hg.), 

Reichsführer! „. Briefe an und von Himmler, Stuttgart 1968, S. 113 f. Ein weiterer Grund, 
warum Hitler die Einführung der Meldepflicht nur verspätet und halbherzig zuließ, mag auch 
sein erst durch „Stalingrad" erschüttertes Vertrauen auf die „Blitzkricgs"-Stratcgie, in die 
militärische Stärke NS-Deutschlands, die eine rigide und vollständige Mobilisierung aller 
Erwerbsfähigen für die Kriegswirtschaft nicht nötig mache, gewesen sein (vgl. Rupp, Mo-
bilizing, S. 85). 

62 Meldungen aus dem Reich vom II. März 1943, S. 4933. Aus derartigen Bemerkungen sollte 
freilich nicht auf eine Zustimmung der Arbeiterschaft zum Krieg geschlossen werden: Offene 
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111dustriearhei1eri1111e11 in dc·1 dcuhc·!1,·11 k11·:~;1111hcli.1ll l1J111 hi, l'Jl.J .\:i J'i(J 

daß zumindest bis zum Erlaß der Mcldcptl1chtvcrnrdnung vnn den /Ustii11di-
gen Behörden weibliche Angehörige der Arbeiterklasse a1h organis;1tmi-
schcn Gründen leichter f'iir industricllc h\\Crh:;tiitigkcit rekrutiert \\'erden 
konnten als Frauen aus den Mittel- ndcr Oberschichten: Bis Anfang l(J-U be-
saßen die Arbcitsiimtcr lediglich die !\foglich kci l, ha urn ,ru 1 nd ust rica rhci t 
heranzuziehen, die schon einmal gearbeitet hatten und ein Arbeitsbuch hcs;1-
ßen; dies traf' überwiegend \\ ciblichc A ngchörigc' aus der A rbcill'rschart. 
Von den durch die Mcldcptlichlakli\ln bis Juni 1943 „ctfol.\ten" PL'Isoncn \\'a-
ren 3,048 Mio. oder 8.f,9 ''. 111 I· ra ucn. Von den 2JO.\ Min. „<t hsch liel.lcnd lwarhci-
teten" Frauen galten lediglich 54.I ''.;,als „im /\rbcitspnl/d\ einsct1b;1r". Vnn 
diesen wiederum wurden 8(i_2 % oder l .2<i0 Mio. la tsiichl ich als A 1 bei lcrin ncn 
oder Angestellte „cingcsct1t" (die Mehrheit darnn in Tcil/cithc:schiiltigun-
gen), die meisll'n in der Riislungs\\'irtsclwrt (42.(i''„ gegeniiher 20„8"„ in der 
Land- und Forstwirtschaft und .\(1,(1"„ in der „übrigen Wirtschaft")."' Auch 
die zweite und dritte Mcldcptlichtaktion i'J.14 brachten nicht den Frf'nlg, den 
sich die Initiatoren versprachen. Die anhaltende Kritik au:; 1\rheiterkrei-,en 
an der Umsetzung der Meldcptlichtaktion legt die Vermutung n:1hc. d;tl.\ es 
vor allem die weiblichen Angehörigen der Mittel-- und Oberschichten \\aren. 
die vor dem „Arbeitseinsatz" in dc1 1 nd usl ric vcr~clwnt blichen. Versuche vm 
allem von Goebbels und Speer. doch noch 1u einer umfassenden Mohilisic· 
rung nicht beruf'stiitiger Frauen ff11 die Industrie 111 komlllcn. wurden \On 
Hitler bis Mitte 1944 rcgclmiiflig zurückgcwic,cn. 1·-1 Die am 28. Juli JlJcl4 vo11 
Goebbels schließlich erwirkte 1 lcraulsctzung de' Alter' !llcldcptlichtigcr 
Frauen von 45 auf 50 Jahre halte vor dem l Iintcrgrund der 1.unchmend desn-
lateren 1 nf rastru kt ur und des ci nsct1.crn kn \\'i rtscha rtlichen ( 'haos nicht mch r 
die erhoffte Wirkung. Kaum bessere Ergebnisse 1cigtc der Versuch. hauen 
für die Rüstungsindustrie durch die Stiilcgung rnn Betrieben der Kon,ulllgii-
terindustric zu rekrutieren. Zwar wurden illl Rah!llen der 1943 durchgcf'ültr-
ten „Stillegungsaktion" immerhin 1020(10 l·rnucn (und )t)()()() Miinncr) .Jrci-
gesetzt", von diesen jedoch nur 31000 Fr~rnen (:c: JOA"i„) in die Industrie intc-
griert.65 Ebenso scheiterten Initiativen, die - tr:1ditioncll illl Tcxtilgc\\'erlw 
und bestimmten Bereichen der Metallverarbeitung rclati\ \crhreitctc - über-
wiegend von Frauen ausgeübte I lcimarheit aus;uweitcn. 
Abgeblockt wurden auch Bclllühungcn, iihcr eine Verstiirkung der malcricl-
len Anreize vermehrt Frauen für die lndusiric zu ge\Yinnen. Dal.\ „I.ohngc-
reehtigkcit" wiihrend des „Dritten Reiche>" eher weitet vcrschiirtk I.ohndi-,-
kriminierung der Arbeiterinnen beinhaltete, machte der „Gcner:ilhnoll-

Kritik an den ökonomischen Kricgsans1re11gu11ge1111ii1e snlnrt sc·hiirt'stl'llS g.c·alrndc'\ 11orde11: 
Kritik an sozial unglcichmiißigcr Rekrutiernng 1on hauen lid\ sil'h dagegen u111c·r \'c•rnc·i, 
auf das Ideologem von der „Volksgcmcinsl'hai'I" rc'L'hili.'rtigen und brad1te die Vn1rele1 de, 
NS-Regimes in argumcnlalivc Schwierig,l.:eiten. 

63 Zahlen nach: Deutschland im 2. Weltkrieg. lld. J, S. 217. 
64 Ausführlich: Winklcr, hauenarbeil. S. 141, 14.\ tl. 
65 Nach: EichholtL, Kriegwirtschai'1. Bd. ~. S. 2-11. 
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360 Rüdiger Hachtmann 

mächtigte für den Arbeitseinsatz" Sauckel in einem Erlaß vom 22. Juni 1942 
unmißverständlich deutlich, indem er bestimmte, daß Frauen im Rahmen des 
ab 1942 für die gesamte metallverarbeitende Industrie verbindlich eingeführ-
ten „Lohnkataloges Eisen und Metall" lediglich in die vier unteren Lohn-
gruppen eingestuft werden durften.66 Darüber hinaus wurden die Grundlöh-
ne der Frauen von vornherein um 25% unter denen der männlichen Arbeits-
kräfte festgelegt. Infolge dieses Verständnisses von „Lohngerechtigkeit" 
weitete sich der Abstand zwischen Frauen- und Männerverdiensten bis 1944 
im Vergleich zu den Jahren vor 1933 in den wichtigsten Industriezweigen im 
allgemeinen sogar noch aus.67 Wiederholte Initiativen der DAF, gleiche 
Löhne für männliche und weibliche Industriearbeiter einzuführen, scheiter-
ten genauso regelmäßig. Warum die Arbeitsfront so erfolglos war, geht sehr 
deutlich aus Hitlers Entgegnung auf eine Initiative Leys, „die Löhne der Frau-
en den Löhnen der Männer gleichzustellen", während einer Sitzung am 
25. April 1944 hervor: 

„Der Lohn im nationalsozialistischen Staate habe(. .. ) die Stellung des Arbeitenden in der Volks-
gemeinschaft zu berücksichtigen. Aus letzterem Grunde müsse der Mann, von dem der Staat ver-
lange, daß er heirate und eine Familie gründe, höher entlohnt werden( ... ) als die Frau. Man kön-
ne den Lohn unmöglich nach der reinen Arbeitsleistung bewerten. ( ... )Wollte man die Löhne 
der Frauen denen der Männer gleichstellen, so käme man in einen völligen Gegensatz zum natio-
nalsozialistischen Prinzip der Aufrechterhaltung der Volksgemeinschaft. Der Mann und im be-
sonderen der ältere Mann, der verheiratet und Familienvater ist, müsse im Interesse der Volksge-
meinschaft aus sozialen Gründen besser entlohnt werden als die Frau, weil er für die Volksge-
meinschaft höhere Opfer zu bringen habe; die Frau habe primär nur für sich zu sorgen, der Mann 
für die Familie und die Volksgemeinschaft. Es sei das nationalsozialistische Ideal, das im Frieden 
einmal verwirklicht werden müsse, daß grundsätzlich nur der Mann verdiene( ... ). Jetzt im Krie-
ge müsse man freilich auch die Frau zur Arbeit heranziehen, im Frieden werde hoffentlich die 
Frau im allgemeinen wieder aus den Betrieben herausgenommen werden können, damit sie sich 
der Familie widme. Dieses nationalsozialistische Ideal und Prinzip solle man daher auch im Krie-
ge nur soweit durchbrechen, als es unbedingt nötig sei."68 

Ob in einem nationalsozialistisch beherrschten Europa - entsprechend dem 
hier zitierten Postulat Hitlers - deutsche Frauen gänzlich aus dem Erwerbsle-
ben ausgeschieden wären oder ob sie innerhalb einer nach rassistischen Krite-
rien gegliederten Hierarchie Kontrollfunktionen über die mit einfachen und 

66 In: BAK R 41/60, BI. 80. 
67 In der Metallverarbeitung hatte sich der Abstand der Bruttostundenverdienste der (zu einer 

Gruppe zusammengefaßten) Arbeiterinnen gegenüber den männlichen Angelernten von 
37,4%im Okt. 1928 auf 42,4%im März 1944 vergrößert (Okt. 1931: 37,1 %; 1939: 40,8 'Yt1). Nicht 
ganz so stark, aber immer noch deutlich genug, wuchs dieser Abstand, wenn man die Löhne 
der Arbeiterinnen dieser Branche in Relation zu denen der männlichen Hilfsarbeiter setzt. 
In der Chemieindustrie weitete sich die Kluft während dieses Zeitraumes ebenso aus wie -
allerdings abgeschwächt - für qualifizierte Textilarbeiterinnen (Chemieindustrie: Juni 1928: 
38,5%; Juni 1931: 36,9%; 1939: 40,8%; März 1944: 41,8%. Textilindustrie: Sept. 1927: 27,6%; 
Juni 1930: 27,7%; 1939: 29,4%; März 1944: 28,5%). Für andere Industriezweige sind Verglei-
che mit der Zeit vor 1933 nicht möglich. 

68 Niederschrift vom 27. April 1944 der Sitzung vom 25. April 1944, in: llAK R 43II/542, 
BI. 177f. 

http://dx.doi.org/10.14765/zzf.dok.1.821

Copyright (c) Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam e.V. und Autor



schmutzigen Arbeiten beschiirtigten miinnlichen und weiblichen „Fremdar-
beiter'· ausgeübt hiitten, muß dahingestell l bleiben. Da!\ rür deutsche 1 :r~1 uen 
nach dem „Endsieg" nicht der industrielle „/\rheitseinsatz", sondern die Cie-
biirfähigkeit und ihre Rolle als Mütter im Dienste rnn ,,Volk" und „Ras,e" 
im Vordergrund gestanden hiitte - daran kann kein Zweirel sein. 

Dr. Riidiger llachr11w1111, TU Berlin, Institut l"ür (ieschichhwis~cn,chart. 
Ernst-Reuter-Platz 7, 1000 Berlin 10 
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Tab. 1: Arbeiterinnen nach Altersklassen in verschiedenen Industriezweigen 1925, 1933 (a) und 1939 (in v. H. aller Arbeiterinnen) 

unter 25 Jahre 25 bis unter 40 bis unter 50 Jahre und 
40 Jahre 50 Jahre älter 

1925 1933 1939 1925 1933 1939 1925 1933 1939 1925 1933 1939 

Industrie und Handwerk insgesamt 55,9 45,8 33,9 28,1 36,0 40,3 8,9 10,9 16,2 7,1 7,3 9,6 

Chemieindustrie 56,7 47,8 33,6 28,1 37,9 43,8 8,5 8,6 15,3 6,7 5,7 7,3 
Maschinen-, Apparate- und Fahrzeugbau 49,9 41,9 28,7 31,4 39,0 47,2 10,5 11,2 17,5 8,2 7,9 6,6 
Elektroindustrie, Feinmechanik und Optik 48,8 37,3 29,0 37,7 45,4 48,7 8,9 12,1 16,6 4,6 5,2 5,7 
Textilindustrie 50.5 40,2 29,3 28,6 39,1 41,4 10,2 12,2 17,7 10,7 8,5 11,6 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie 54,2 43,0 35,3 28,3 37,9 38,8 8,9 11,3 16,2 8,6 7,8 9,7 
Bekleidungsindustrie 58,6 54,5 42,8 26,8 29,1 33,6 8.3 9,8 13,8 6,3 6,6 9,8 

(a) Ohne arbeitslose Arbeiterinnen. 
Quelle: Statistik des Deutschen Reiche~, Bä. 408, S. 188; Bd. 453/3, S. 4-39; Bd. 556/2. S. 2f., 8-15. 
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Tab. ]: Anteil der V erheira tctcn an dc·r ( icsa ml hci l a llc1 1\ rhci tcri nnc'n in l nd usl ric 
und Handwerk nachausgcwiihlten (1c\\cr\lu\\t:ipc'll i'J2'i. i'J.l.l (a)und J<)J')(in \". 11.) 

Industrie und 1 landwcrk insgcsan1t 

Chemieindustrie 
Maschinen-, Apparate- und h1hr1eugb;111 
Elektroindustrie, Feinmechanik und Optik 
Textilind ustrit: 
Nahrungs- und Gcnußmittclindmtnc' 
Bekleidungsindustrie 

(a) Olme arbcit,}osc Arbcilcrin11cn. 
Quelle: Wie Tab. 1. 

fobel/c 3 s. Seite J6.J. 

21.·I 

J(>) 
20. I 
21.11 
~:),5 

20,0 
21.0 

1l)3.1 

2K.2 

21,..' 
2.\0 
27, 1 

.1."',(l 
3L·1 
20.') 

1•n•J 
.j!J 

\(1,..' 
.J.!,<J 
.J..'.i' 
-H·U 
.1').0 
.13, 1 

111h. 4: In Industrie und l landwcrk hcschiirtigtc h·;111cn 19.19 bis J<J.J.J 
(absolut, in 1000: Arbeiter/innen und Angestellte: i\llrcich: jeweils 31. Mai) 

19.1') l'Jclll 1'!41 1 <).\2 l'l-11 l'l-1-1 
··----------------- -----·--------· ~---- -·-· 

bcschiiftigtc Frauen in lndu,tric 
und Handwerk insgesamt 
absolut 2520 2-1-111 .'.'i.\7 2.'i.'\7(d1 .'%71a) 1(1()<) 

darunter: 
deutsche Frauen 2.'i0-1 2425 2-111<) .' \711 2-12') .2 ~ 77 
ausländische Frauen lr1 21 7X IXX :'\3l) (11 1 

männliche und weibliche 
Beschäftigte in Industrie 
und Handwerk insgesamt 1 ()!.IX 'l2.1K <J.~')8 'll'll <J'i11) <)(1'i(I 

darunter: 
ausländische Zivilarheitcr <)(1 217 51)) 'll X 1 X-1<> 20hl 
Kriegsgefangene 27 .1.'(1 ·HX '.i1X 7.'2 

zur Wehrmacht eingezogene 
miinnliche Beschiiftigtc 12.\-1 1 'i.11 2.1211 21'"1-I .111-1 

---------~~---- - ------------- -~---~--

(a) Difll:renz zwischen Einzelangaben und Summe aufgrund der Rundung 1u Tau>c·mkrn. 
Quelle: RolfWagcnführ, Die deutsche lndthtric im Kriege' l'!J')-!'14\ Berlin 195·\, S 14X-'.i7. 
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Tab. 3: Wöchentliche Arbeitszeit in der deutschen Industrie 1936 bis 1944 (in Stunden; „Altreich") 

1929 1933 1935 1939 1940 1941 1942 1943 
März Sept. .März Sept. März Sept. März Sept. März Sept. 

Produktionsgüterindustrie 
- alle Arbeiter 46,3 43,0 45,9 48,2 48,8 48,5 49,9 49,9 50,3 49,6 49,5 49,9 48,9 

- männliche Facharbeiter (a) 50,2 50,7 50,7 52,4 52,3 52,8 52,2 52,0 52,8 51,6 
- männliche Hilfsarbeiter 49,5 50,9 49,7 52,6 51,4 52,3 50,4 51,2 51,3 50,8 

- Facharbeiterinnen (a) 47,2 46,2 46,7 47,9 47,2 46,1 45,1 43,8 43,8 42,3 
- Hilfsarbeiterinnen 46,8 45,7 43,9 44,7 44,8 44,5 43,6 42,9 42,1 39,0 

Konsumgüterindustrie 
- alle Arbeiter 45,7 42,9 42,6 45,9 43,5 43,8 45,9 45,8 45,9 45,0 44,8 45,3 43,1 

- männliche Facharbeiter (a) 48,1 46,6 46,9 49,4 49,7 50,0 49,2 49,5 50,5 49,5 
- männliche Hilfsarbeiter 47,9 47,9 47,5 49,2 49,2 49,4 48,8 49,2 49,4 48.6 

- Facharbeiterinnen (a) 46,5 42,5 43,1 45,3 44,8 44,7 43,8 42,9 43,5 40,2 
- Hilfsarbeiterinnen 46,8 43,7 44,3 45,0 44,4 44,1 43,2 42,5 42,0 39.2 

Quelle: United States Strategie Bombing Survey, The Effects of Strategie Bombing on the German War Economy, Washington 1945, S. 215. 
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Tab. 5: Anteil der deutschen und ausländischen Frauen an der Gesamtheit aller Beschäftigten in ausgewählten Branchen 
(in v. H.: Arbeiter und Angestellte: .. Altreich··. jeweils 31. \lai l 

Beschäftigte Frauen 
al:»c'lut 1in 10li01 

1030 J CJ..\l) \ü..\l 1'1..\: 10.ß \C)..\-4 1930 IG.+.+ 

Ei>cn- und Swhlrndustric -L1 ,__ ·'. l 1..).Li 15.5 1 -_(, Ll.~ (iü . .+ 
Gid\erciind u,tric (,_.) :--.- W.:2 \(l_<l l~.6 1- 0 13.~ 41.6 
Ch<:rnicindu"1ric 20 . .::: _-;_;.(, 33. l .~..!.' _;6.6 .;-_,, n.- .:::-.:::.n 
\la,chincn-. Stahl- und FahrzcughJu IO.ü r_;_9 15:- 1 ~.11 "'·, - :-i.11 .::d-.4 6l'l.\ --· 
Eleh troinduqric _;3_(, 3(, __ ; ~6.~ _:.:-- . .': -L~.Ll ..\..\.-1 \(,()__; 252.4 
Feinmechanik und Ortih 2~.o _; 1.1 32.6 3S.ü -1_; __ ~ 4:'.U _; I .~ 60 .. ~ 

Pa picr~rn:ug:un;; l :--.5 1 cJ_~ :o . .::: :o.~ .:::_;_0 .:::.+.l " - = 1. 9 
P:iricn er arbcitun>C 5:-<.-l r.:.: 63.n 6~._; fi-J..:' 6..\.0 :--.::: . ..i .:'4._; 
T.:\tilirnJu,tric _.;-_ i 611 .. ' (11.4 6:.= (;_;_,\ 6.., () (, 16 __ ; _;61.-
Bcklcidung,ind u 'tnc -.+.::< -1'. - :-..0 . .+ ,\0.1 ,,_;_ 1 ~=.11 232.~ JW-1.: 
>:ahrung,mi ttc lind lbtric 5(, . .2 5A .. ~ :--.J :'h.2 :'6.l) :'6.9 ""'ü.;;; - 100 . .:' 

Indu-..tric t.:nd H~1nÜ\\t:rl-. in,f:C:-.~~111 :.i.w :26.5 .:::6.5 =-.'l ~ 1.1 31.: =- 10.6 _;1100_ 1 

(}zu!/.:. Wie Tal'. -1. 
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Tab. 6: Anteil der ausländischen Frauen an der Gesamtheit aller Frauen 1941 bis 
1944 (in v. H.;jeweils 31. Mai; „Altreich") 

1941 1942 1943 1944 

Eisen- und Stahlindustrie 0,6 6,0 28,5 30,6 
Gießereiindustrie ? ? 8,0 31,6 36,2 -,-
Chemieindustrie 4,3 10,6 21,2 25,5 
Maschinen-, Apparate- und Fahrzeugbau 2,8 8,3 24,0 26,3 
Elektroindustrie 7,4 14,4 22,5 24,1 
Feinmechanik und Optik 2,0 6,0 17,1 16,6 

Papiererzeugung 1,5 3,1 15,0 17,7 
Papierverarbeitung 1,9 3,1 7,8 7,8 
Textilindustrie 3,5 5,4 11,5 11,8 
Bekleidungsindustrie 1,3 2,4 4,5 3,9 
Nahrungsmittelindustrie 2,1 5,3 10,9 12,7 

Industrie und Handwerk insgesamt 3,0 7,3 18,2 21,0 

Quelle: Wie Tab. 4. 

Tab. 7: Krankenstand deutscher Arbeiter und Angestellter nach Geschlecht 
1943 und 1944 (nach den Angaben der Betriebskrankenkassen) 

Okt. 1943 Okt. 1944 
Durchschnitt Durchschnitt Miinner Frauen 

Eisenschaffende Industrie 5,36°;{, 4,84'Yo 5,11 'Y,, 3,98'Y,, 
Metallverarbeitung 4,88'Yo 5,06% 5,41 % 4,37% 
darunter: 
- Allg. Elektrizitäts-Ges./Bcrlin 4,81% 5,00% 5,44'Y,, 4,40% 
- Vereinigte 

Siemens-Werke/Berlin 5,40% 5,68% 5,95% 5,28% 
- Siemens-Schuckert-Werke/ 

Nürnberg 5,34% 4,15% 4,34% 3,90'Y,, 
- Osram-Werke/Bcrlin 3,61 % 3,58% 4,00% 3,39% 
- Daimler-Benz AG/Gaggenau 5,29% 7,09'X, 7,63% 4,84% 
- Adam Opel AG/Rüsselsheim 5,11% 11,64% 12,03% 10,20% 
- Volkswagenwerk/Wolfsburg 3,02% 3,84% 4,05% 3,28'Y,, 
- MAN/Nürnberg 7,46% 5,40'X, 5,89% 2,82% 
- MAN/Augsburg 5,26% (a) 4,66% 4,82% 4,05% 
Chemieindustrie 4,87% 5,46% 5,53% 5,29'Yii 
Textilindustrie 4,24% 3,63% 4,29(Yi1 3,17% 
Papiererzeugung 4,22% 3,28% 4,07% 1,59% 
Staatliche und 
kommunale Verwaltungen 4,92% 3,78% 3,90% 3,65% 
Verkehrs-Betriebe 4,65% 5,25'% 4,96'Y,, 5,85% 
Industrie, Handel, Verwaltung 
und Verkehr insgesamt 4,92% 4,95% 5,28% 4,32(Xi 

Quelle: Aufstellung des Reichsverbandes der Betriebskrankenkassen vom 24. Nov. 1944, in: 
Bundesarchiv Koblenz, R 121/Bd. 336. - (a) Jahresdurchschnitt 1943. 
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